
Der  Kampf  gegen  Klassismus:
Ist das Klassenkampf oder kann
das weg?
von Torben Krause, März 2023

Klassismus ist heute in vielen linken oder links-liberalen Kreisen ein Begriff,
welcher  immer wieder  auftaucht,  jedoch sehr  verschiedene Dinge meint.
Dass  der  Begriff  ursprünglich  aus  den  sozialistischen,  sich  klar  gegen
bürgerliches Denken und bürgerlichen Feminismus abgrenzenden „Prolo“
bzw. „Proll“-Lesben Gruppen in den USA um 1970 entspringt, geht teilweise
jedoch gänzlich verloren. So scheint das Einzige, was aus diesem Ursprung
geblieben ist, der Begriff selbst zu sein.

In Deutschland kommt der Begriff 1990, und damit nach dem Zerfall der
Sowjetunion erstmalig ansatzweise auf, doch eine Rolle scheint er tatsächlich
erst  in den letzten Jahren zu spielen –  umso wichtiger,  sich auch damit
einmal aus revolutionärer Perspektive auseinanderzusetzen.

Was bedeutet Klassismus?
Obwohl  einige  Interpretationen  des  Begriffs  „Klassismus“  geläufig  sind,
lassen sich doch 2 vorherrschende Deutungsweisen beobachten. Die Erste ist
dabei  sehr  umfassend  und  umfasst  Klassenverhältnisse,  Ausbeutung,
Chauvinismus (Überlegenheitsdenken gegenüber anderen sozialen Gruppen)
und  mehr.  Das  Problem  hierbei  liegt  darin,  dass  diese  Interpretation
ebensolche konkreten Begriffe verwischt und praktisch relativ nutzlos wird,
weil niemand mehr weiß, was nun tatsächlich gemeint ist. Dieses Problem ist
so offensichtlich, dass mehr und mehr eine zweite Interpretation des Begriffs
ins Licht rückt, welche nun zu dominieren scheint. Diese meint zunächst eine
Diskriminierung zwischen verschiedenen sozialen  Klassen oder  Schichten
oder  sogar  innerhalb  einer  solchen.  Dabei  wird  sich  nicht  auf  eine
tatsächliche Klassenanalyse des Kapitalismus bezogen. Stattdessen wird aus
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dem  Klassismus  ausschließlich  eine  Frage  des  gegenseitigen  Respekts
gemacht, ein Phänomen welches sich hier nicht das erste Mal zeigt, sondern
bereits  in  den  Diskursen  um  beispielsweise  Rassismus,  Sexismus  oder
Transunterdrückung zu beobachten war oder ist. Diskurse zu systematischen
Unterdrückungen werden immer wieder zu lediglich zwischenmenschlichen
Problemen  erklärt,  die  sich  durch  einfache  Umgangsregeln  oder  „Fact-
Checking“ lösen ließen.

Dabei ist Klassismus tatsächlich eine Unterdrückungsform zur Spaltung der
Arbeiter_Innenklasse  und  eine  Ideologie  zur  Aufrechterhaltung,
Rechtfertigung  und  Durchsetzung  kapitalistischer  Macht-  und
Klassenverhältnisse. Diese werden bewahrt, indem ein Feindbild innerhalb
der Arbeiter_Innenklasse geschaffen wird, z.B. das des „faulen Arbeitslosen“.
Überausgebeutete  Arbeiter_Innen sollen also  ihre  Wut  nicht  gegen ihren
Chef richten, der mit ihrer Arbeit immer reicher wird, sondern gegen Teile
ihrer Klasse, denen es noch schlechter geht als ihnen. Aus diesen werden
Stereotype  geformt,  die  von  der  Gesellschaft  abgelehnt  und  abgewertet
werden und diese Menschen aus sozialen Kämpfen ihrer Klasse isolieren.

„Das ist normal und niemand kann was dafür“
Ein  gutes  Beispiel,  um  zu  zeigen,  warum  ein  liberaler  Kampf  gegen
Klassismus sogar für soziale Kämpfe gefährlich sein kann, ist ein Instagram-
Beitrag des   offiziellen Accounts des Content-Netzwerks von ARD und ZDF –
„Funk“.  In  diesem wird  der  Blick  weg  von  tatsächlichen  Ursachen  und
Maßnahmen gegen Armut gerichtet und für ein rein individuelles Handeln
gegen ihre Auswirkungen plädiert. So solle man das Thema Armut im Kreis
von Armutsbetroffenen einfach weniger ansprechen oder ihnen Sachen ohne
zu fragen einfach bezahlen. Der Höhepunkt dieses Beitrages stellte jedoch
ein Zitat dar, welches in den darauffolgenden Wochen und Monaten zu einem
regelrechten Meme in verschiedenen sozialen Medien wurde: „Akzeptiert,
dass eure Freunde weniger Geld haben. Das ist normal und niemand kann
was dafür.“ Auch wenn „Funk“ für diesen Beitrag stark kritisiert wurde, zeigt
doch auch dieses Zitat, wie eine Abkehr von realen Problemen stattfindet. So
ignoriert man diese als solche nahezu komplett und fuchtelt gleichzeitig mit



dem moralischen Zeigefinger,  man solle aus Höflichkeit  und Respekt das
Thema einfach nicht weiter ansprechen, denn Armut sei ja „normal“ und vor
allem  könne  niemand  etwas  dafür-  besonders  nicht  das  kapitalistische
Wirtschaftssystem, welches Armut fördert oder die Kapitalist_Innen, welche
ihre Angestellten Tag für Tag so ausbeuten, dass diese im Endeffekt nicht
einmal  mehr  ihre  eigenen  Reproduktionskosten  ohne  weiteres  decken
können.

All solche liberalen Ansätze sind dabei also nicht nur zu wenig, sondern auch
für den Kapitalismus äußerst bequem, was in der Vergangenheit, auch in
verschiedensten Protestbewegungen für deren letztendliches Scheitern zum
Teil  verantwortlich gemacht werden kann.  So konnte man immer wieder
beobachten, wie solch ein bürgerliches, individualistisches Herangehen an
systematische  Unterdrückungsmechanismen  erst  zu  unzureichenden
Forderungen, dann zu falschen Kompromissen und schließlich zur Erhaltung
der gleichen Unterdrückungen in einem neuen Gewand geführt hat.

Perspektive
Da sich das vorige nun so drastisch lesen lässt, stellt sich die Frage: Sollten
Revolutionär_Innen  sich  dann  nicht  einfach  aus  solchen  Diskursen
heraushalten? Die Antwort darauf lautet ausdrücklich: Nein, denn nur weil
der  Kampf  gegen  eine  Unterdrückung  bürgerlich  vereinnahmt  ist  oder
werden könnte, heißt das zugleich nicht, dass es keine Perspektive dabei
gäbe.  Doch worin liegt diese?

Unsere  Aufgabe  als  Sozialist_Innen  sollte  sein,  den  Diskurs  in  eine
revolutionäre  Richtung  zu  lenken.  Das  können  wir  tun,  indem  wir  den
Klassenbegriff  als  solchen  bekannter  machen  und  die  Funktion  von
Spaltungsmechanismen  gegen  die  Arbeiter_Innenklasse  aufzeigen.  So
müssen  wir  vermitteln,  dass  beispielsweise  nicht  etwa  Erwerbslose  die
Feinde sind, wie es tagtäglich von der BILD-Zeitung und RTL 2 propagiert
wird.  Sondern,  dass auch bzw.  gerade sie  vom Kapitalismus unterdrückt
werden, indem sie durch viele bürokratische Hürden aber eben auch durch
gesellschaftliche Feindbildschaffung daran gehindert werden, ein Leben zu
führen, welches nicht aus Angst vor der nächsten Rechnung, die man nicht



bezahlen kann und der Angst  vorm Rauswurf  aus der eigenen Wohnung
besteht.

Wir Revolutionär_Innen sollten gegen die Spaltung der Klasse kämpfen, also
auch gegen Klassismus. Wir müssen es uns zur Aufgabe machen, heraus aus
der „links“-liberalen Prägung zu leiten, indem wir Begriffe wie „Ausbeutung“
nicht  lediglich  als  moralische  Kategorien  nutzen,  sondern  damit  die
Aneignung von Mehrwert durch die Kapitalist_Innen meinen. Ein wichtiger
Punkt, an welchem man versuchen kann, eine antikapitalistische Perspektive
an ein  recht  liberales  Verständnis  von Klassismus heranzutragen,  ist  die
Frage  nach  der  Herkunft  von  Klassismus.  Denn  wenn  diese
Unterdrückungsform, wie manche Bürgerliche sagen, von Vorurteilen käme,
wäre  Klassismus  das  Symptom  des  Klassismus  und  die  Ursache  wäre
ebenfalls Klassismus. Dieser logische Zirkelschluss ist natürlich ein Irrtum,
da Klassismus vor allem die Schaffung falscher Feindbilder aufgrund der
Verschleierung oder Leugnung der Ausbeutung und Unterdrückung gegen
die Arbeiter_Innenklasse ist, was auch stetig durch beispielsweise Medien
des Axel-Springer-Verlags propagiert wird.

Zusammenfassend kann man also sagen, dass der Kampf gegen Klassismus
ein Kampf für mehr Klassenbewusstsein und gegen die Spaltungsversuche
der herrschenden Klasse sein kann, aber wir müssen ihn dafür auch richtig
führen  und  uns  nicht  in  moralistischer  Bewertung  und  liberaler
Identitätspolitik  verlieren.  Stattdessen  müssen  wir  die  konkreten
Gegebenheiten dieser Klassengesellschaft analysieren und die Widersprüche
in ihnen aufzeigen.

Für Bewusstsein und Solidarität in und mit der Klasse!



Frankreich: Generalstreik gegen
die „Rentenreform“! Nieder mit
Macron  und  der
antidemokratischen  Fünften
Republik!
Von  Marc  Lasalle,  ein  französischer  Genosse  der  Liga  für  die  5.
Internationale.

Seit zwei Monaten wird Frankreich von Streiks und Protesten gegen den
Versuch, das Rentenalter zu erhöhen, erschüttert. Doch nun ist die Krise in
eine neue Phase eingetreten.

Nach monatelangen Verhandlungen, in denen versucht wurde, die Stimmen
der Abgeordneten des rechten Flügels der Republikaner_Innen zu kaufen,
konnte die Regierung immer noch keine Mehrheit erlangen – ein Zeichen für
den Druck, den die Massen auf alle Abgeordneten ausübten.

Präsident  Emmanuel  Macron  berief  sich  daraufhin  auf  Artikel  49.3  der
Verfassung, der es ihm erlaubt, das Parlament zu übergehen und Gesetze zu
verabschieden, ohne dass es eine Mehrheit unter den Abgeordneten gibt,
geschweige denn ein Mandat des Volkes.

Unsere Antwort: Widerstand!
Dieser ungeheuerliche Eingriff in die Demokratie löste mehr als eine Woche
lang eine neue Serie nächtlicher Proteste aus. In diesen Kämpfen mit den
Sicherheitskräften stehen immer mehr junge Menschen an vorderster Front:
Sie lassen sich nicht ihrer demokratischen Rechte berauben!

An den Arbeitsplätzen fällt das Tempo des Kampfes uneinheitlich aus. Einige
Sektoren wie die  Eisenbahnen,  die  Energiewirtschaft,  die  Docks und die

https://onesolutionrevolution.de/frankreich-generalstreik-gegen-die-rentenreform-nieder-mit-macron-und-der-antidemokratischen-fuenften-republik/
https://onesolutionrevolution.de/frankreich-generalstreik-gegen-die-rentenreform-nieder-mit-macron-und-der-antidemokratischen-fuenften-republik/
https://onesolutionrevolution.de/frankreich-generalstreik-gegen-die-rentenreform-nieder-mit-macron-und-der-antidemokratischen-fuenften-republik/
https://onesolutionrevolution.de/frankreich-generalstreik-gegen-die-rentenreform-nieder-mit-macron-und-der-antidemokratischen-fuenften-republik/
https://onesolutionrevolution.de/frankreich-generalstreik-gegen-die-rentenreform-nieder-mit-macron-und-der-antidemokratischen-fuenften-republik/


Müllabfuhr werden seit Wochen bestreikt. Auf den Straßen von Paris türmen
sich 10.000 Tonnen Müll. Die Häfen von Marseille und Rouen sind blockiert,
ebenso  wie  mehrere  Raffinerien.  Die  Benzinknappheit  ist  im  Süden  des
Landes sehr groß und weitet sich unaufhaltsam auf das ganze Land aus.

Der gestrige Aktionstag am 23. März brachte 3,5 Millionen Arbeiter_Innen
mit hunderten Demonstrationen auf die Straße. Die Erfahrung der letzten
Wochen zeigt jedoch, dass selbst eine Mobilisierung dieses Ausmaßes nicht
ausreicht, um die Regierung zum Rückzug zu zwingen, geschweige denn, um
sie  vollständig  abzusetzen,  was  die  notwendige  Voraussetzung  für  die
Aufhebung  des  Gesetzes  und  eine  angemessene  Bestrafung  für  ihre
Missachtung  der  Demokratie  wäre.

Alle Gewerkschaftsverbände erklärten, sie würden das Land im März zum
Stillstand bringen. Die Realität sieht jedoch bislang anders aus. Einige gut
organisierte  Sektoren  führen  zwar  beharrliche  Streiks  durch,  die  jeden
Morgen in Betriebsversammlungen abgestimmt werden, aber es gibt keine
generelle Arbeitsniederlegung. An den Aktionstagen (9 seit Januar) werden
Millionen auf die Straße gebracht, aber die Zahl der Streikenden außerhalb
dieser Tage ist eher gering.

Misere der Gewerkschaftsbürokratie
Was ist hier los? Die Gewerkschaftsführer_Innen haben ihre Glaubwürdigkeit
in  diesem  Kampf  aufs  Spiel  gesetzt  –  sie  können  heute  nicht  einfach
nachgeben oder  sich  zurückziehen.  Aber  sie  wollen  auch nicht  über  die
aktuelle Strategie hinausgehen. Da die Rentenreform nach allgemeiner und
richtiger  Auffassung  den  Lohnabhängigen  zwei  Jahre  ihres  Ruhestands
vorenthält, würde eine Niederlage bedeuten, dass sie zugeben müssten, dass
sie nicht in der Lage sind, die bestehenden Lebens- und Arbeitsbedingungen
der Arbeiter_Innen zu verteidigen, geschweige denn für Verbesserungen zu
kämpfen.

Doch trotz des hohen Einsatzes weigern sich die Gewerkschaften, zu einem
Generalstreik  aufzurufen.  Sie  bestehen  auf  Blockaden,  auf
Verallgemeinerungen,  aber  sie  haben  nicht  dazu  aufgerufen,  dass  alle



organisiert  und  gemeinsam das  Land  in  einem unbefristeten  politischen
Streik lahmlegen. Der Grund dafür ist einfach: Die Zahl der gewerkschaftlich
Organisierten  in  Frankreich  ist  gering,  weniger  als  10  Prozent.  Die
Führungen  ziehen  es  daher  vor,  gut  kontrollierte  Streiks  in  einigen
strategischen Sektoren mit „Aktionstagen“ für alle anderen zu kombinieren.
Sie ziehen diese konkreten Aktionen einem unbefristeten Generalstreik vor,
der  zwangsläufig  die  Organisation  alternativer  lokaler,  regionaler  und
nationaler Führungen zur Koordinierung erfordern würde. Angesichts eines
politischen  Kampfes,  der  eine  politische  Aktion  in  gleichem  Umfang
erfordert, sind die Gewerkschaftsspitzen unschlüssig und verhalten sich zu
dieser Aufgabe passiv. Doch dies ist eine Strategie der Niederlage.

Viele Arbeiter_Innen betrachten die Gewerkschaftsführer_Innen immer noch
als  die  legitime  Führung,  auch  weil  die  Gewerkschaftsfront  (die
Intersyndicale) bislang geschlossen bleibt und die Reden der Führer_Innen
einen radikalen Ton anschlagen. Doch bevor Macron ein Misstrauensvotum
knapp überstand, war die Zahl der Streikenden rückläufig. Das hat sich nach
dem 16. März zwar wieder geändert. Aber ohne einen ernsthaften Tempo-
und Richtungswechsel wird sich nach einiger Zeit wieder dasselbe Problem
stellen.

Wie muss es jetzt weitergehen?
Deshalb müssen wir den Schwung des aktuellen Kampfes nutzen. Dieser ist
noch nicht vorbei, er ist vielmehr in eine entscheidende Phase getreten. Die
nächsten  Tage  und  Wochen  werden  von  größter  Bedeutung  sein.  Die
Entschlossenheit der Streikenden, kombiniert mit der noch zu entfesselnden
Kampfbereitschaft der Massen, ist unermesslich stärker als die Regierung
und ihre Polizei. Die Jugend nimmt den Kampf auf: Universitäten in Paris und
Toulouse  sind  besetzt.  Überall  versuchen Aktivist_Innen,  die  Betriebe  zu
vernetzen, Streikkomitees zu bilden und für einen Generalstreik zu werben.

Das jüngste Interview von Macron, das von einer ungezügelten Verachtung
für die Lohnabhängigen geprägt war, hat die Situation noch zugespitzt. Die
Gewalt  der  Polizei  und die  Forderungen der  Minister_Innen nach einem
harten Durchgreifen gegen die Demonstrant_Innen verstärken den Hass der



Bevölkerung auf die Regierung nur noch. Millionen von Menschen fühlen,
dass Demokratie und Gerechtigkeit auf ihrer Seite sind.

Der Generalstreik ist der einzig mögliche Schritt. In jedem Betrieb sollten die
Aktivist_Innen  die  Führung  übernehmen  und  ihre  Kolleg_Innen  davon
überzeugen, die Streiks auszuweiten, die Profitmaschine zu stoppen und die
öffentlichen  Dienste  zu  schließen.  Generalversammlungen  und
Streikkomitees  in  den  Betrieben  sollten  die  Führung  übernehmen  und
Aktionsräte  bilden,  die  regional  und  national  vernetzt  sind,  um  die
Verallgemeinerung  von  Streiks  zu  organisieren.

Dieser Kampf geht über die Renten hinaus.  Auf Macrons Umgehung des
Parlaments kann es nur eine Antwort geben: einen Generalstreik, um die
Rentenreform zu stoppen, um Macron zu stürzen und vor allem, um die 5.
Republik und ihre bonapartistische Verfassung zu Fall zu bringen.

Macron  wird  nicht  der  erste  Tyrann  sein,  der  von  den  französischen
Arbeiter_Innen auf der Straße besiegt wird. Aber er könnte der letzte sein,
wenn die französische Arbeiter_Innenklasse sich auf eine Endabrechnung mit
dem Kapitalismus vorbereitet.

Kapitalismus macht krank
Von Pippine Garterbelt, März 2023

Triggerwarnung:  Erwähnung  von  (sexualisierter)  Gewalt,
(sexualisierte)  Gewalt  an  Kindern,  Transfeindlichkeit,  psychische
Erkrankungen,  Suizid,  Krieg  und  Drogenmissbrauch

Dies ist der erste Teil unserer Artikelreihe, die sich mit mentaler Gesundheit
im Kapitalismus beschäftigt. Sie beschäftigt sich einerseits mit den Ursachen
psychischer Erkrankungen und warum der Kapitalismus kein Interesse daran
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hat, diese zu bekämpfen, aber auch mit den Perspektiven und notwendigen
Forderungen für eine Zukunft, in der Gesundheit kein Luxus mehr sein muss.

Zahlen & Fakten: Lage der Arbeiter_Innen
Die folgenden Zahlen und Fakten verschaffen uns einen Eindruck davon, wie
ernst die Ausmaße psychischer Erkrankungen in Deutschland sind und wie
vielfältig ihre Auslöser sein können:

Seit  neustem  Stand  sind  13,8  Millionen  Menschen  (das  sind  600.000
Menschen mehr als  noch vor der Pandemie),  also 16,6% der Deutschen,
aktuell von Armut betroffen, davon 2,8 Millionen Kinder und 9,3 Millionen
Rentner_Innen. Jede zweite Rente liegt unter 900 Euro. Wir müssen meist 8
bis  10  Stunden  täglich  arbeiten,  um  unsere  Lebenserhaltungskosten  zu
decken und unsere wenige Freizeit müssen wir dann noch unserer eigenen
Reproduktionsarbeit widmen. Während durch die Inflation alles teurer wird,
besonders die Lebensmittel- und Energiekosten auf Rekordniveau steigen,
bleiben unsere Löhne unten. Unsere hohen Arbeitszeiten und dem massiven
Leistungsdruck, der uns im Berufsalltag begegnet, sind verantwortlich für
psychische Erkrankungen wie Burnout und Depressionen. Studien belegen,
dass eine Arbeitswoche von 8 bis 20 Stunden die Menschen zufrieden und
produktiver macht, während eine Arbeitswoche mit über 39 Stunden sogar
negative Auswirkungen auf unsere Gesundheit hat.  Das Burnout-Syndrom
entsteht  durch chronischen Stress  am Arbeitsplatz,  der  nicht  erfolgreich
verarbeitet wird und ist erst seit diesem Jahr als Krankheit anerkannt. 2020
waren 180.000 Menschen an Burnout erkrankt, zusammen brachten sie es zu
4,5 Millionen Krankheitstagen. Das Risiko an einem Burnout zu erkranken,
steigt  mit  zunehmendem  Alter.  Besonders  soziale  Berufsgruppen  sind
betroffen. 2021 gab es 611.000 leerstehende Wohnungen, trotzdem leben
Menschen  auf  der  Straße  oder  in  heruntergekommenem,  für  die
Wohngemeinschaften  viel  zu  kleinem  Wohnraum.  Etwa  1,5  Millionen
Mietwohnungen fehlen, besonders in Großstädten ist der Zustand extrem.
2019 wurden knapp 300.000 Wohnungen neu gebaut, weniger als ein Drittel
davon  sind  klassische  Mietwohnungen  und  weniger  als  ein  Zehntel
bezahlbare  Sozialwohnungen.  2022  wurde  in  Berlin  keine  einzige



Sozialwohnung gebaut – dafür wurden etliche abgerissen, um Platz für noch
mehr Eigentumswohnungen zu schaffen. Im Schnitt bewerben sich um jede
freie Wohnung in der Stadt mehr als 200 Menschen. Die Mieten haben sich in
den  letzten  10  Jahren  in  der  Stadt  mehr  als  verdoppelt .  Der
Quadratmeterpreis der länger bewohnten Wohnungen liegt im Durchschnitt
bei 6,37€ und bei 10,55€ bei den neu zu vermieteten Wohnungen. Jeder
zweite  Berliner  hätte  Anspruch  auf  eine  Sozialwohnung.  Mediziner
bestätigen, dass Menschen in Folge ihrer ungelösten Wohnungsfrage, und
der  damit  einhergehenden  Bedrohung  der  eigenen  Existenz,  depressiv
werden. Menschen sexueller und geschlechtlicher Minderheiten, Menschen
mit  Migrationshintergrund  oder  einem  ausländischen  Nachnamen  oder
Menschen,  die  Teil  einer  religiösen  Minderheit  sind,  sind  auch  bei  der
Wohnungssuche besonders diskriminiert. Gleichzeitig sind diese Menschen
auch um ein Vielfaches eher von Armut betroffen. Dieses Jahr wurden mehr
als  178.000  von  Obdachlosigkeit  betroffene  Menschen  in  Unterkünften
untergebracht.  Die Lebenserwartung von obdachlosen Menschen liegt  im
Durchschnitt bei gerade einmal 49 Jahren – das sind 30 Jahre weniger als das
aktuelle  natürliche Sterbealter  eines  Menschen.  Menschen,  die  in  Armut
leben,  erkranken  eher  an  Depressionen  als  Menschen  aus  reichen
Verhältnissen.  2017  wurden  71.000  Menschen  aufgrund  psychischer
Erkrankung arbeitsunfähig und mussten in Frührente gehen. Etwa 20% der
Kinder  und  Jugendlichen  leiden  an  psychischen  Erkrankungen.  Die  viert
häufigste Todesursache hierzulande von Jugendlichen zwischen 15 und 29
Jahren  ist  Suizid.  42%  der  Mobbingopfer  denken  über  Suizid  nach.
Menschen, die von psychischen Erkrankungen betroffen sind, sterben etwa
10 bis  20  Jahre  früher  als  der  Durchschnitt.  Jährlich  begehen mehr  als
700.000  Menschen  Suizid.  Die  häufigsten  Gründe  hierbei  sind  neben
psychischer  Erkrankung:  Armut,  Stress  und  familiäre  Konflikte.  In
Deutschland sterben mehr Menschen durch Suizid als durch Verkehrsunfälle,
Gewalttaten, AIDS und illegalem Drogenmissbrauch zusammen. Die meisten
Menschen, die Suizid begehen sind unter 25 Jahre alt. Die Selbsttötungsrate
liegt bei männlich sozialisierten Menschen dreimal so hoch, als bei weiblich
sozialisierten Menschen und auch trans Personen und Personen sexueller
und  geschlechtlicher  Minderheiten  haben  ein  erhöhtes  Risiko  Suizid  zu
begehen,  gegenüber  cis  Personen.  14%  aller  trans  Jugendlichen  und



Jugendliche  sexueller  und  geschlechtlicher  Minderheiten  denken  im Jahr
einmal daran, Suizid zu begehen. Der Grund warum der absolute Großteil der
Selbsttötungsopfer männlich sozialisierte Personen sind, liegt auch genau
daran: An ihrer Sozialisierung. Denn von ihnen wird Stärke erwartet, was der
Grund  dafür  ist,  dass  sie  sich  seltener  Hilfe  suchen  und  seltener  über
Probleme  sprechen.  Auch  Betroffene,  die  über  ihre  Probleme  sprechen,
schaffen  es  oft  nicht,  sich  Gehör  zu  verschaffen,  da  psychische
Erkrankungen, vor allem bei männlich sozialisierten Personen nach wie vor
nicht ernst genommen werden.

Sexualisierte  und  häusliche  Gewalt  und
emotionaler  Missbrauch
Fast jede weiblich gelesene Person wird im Laufe ihres Lebens mindestens
einmal Opfer sexualisierter Grenzüberschreitungen. Etwa 29,5% der weiblich
sozialisierten  Personen  haben  schon  einmal  sexualisierte  Gewalt  im
erwachsenen Alter erfahren und etwa 27,7% im Kindesalter. Als sexualisierte
Gewalt wird hierbei Nötigung zu ungewollten sexuellen Handlungen oder das
(versuchte) Eindringen in den Körper gemeint. Menschen mit Behinderungen
sind besonders betroffen: etwa jede zweite Person mit Behinderung wurde
schon  einmal  Opfer  sexualisierter  Gewalt.  Etwa  38%  der  Menschen,
besonders  männl ich  Sozia l is ierte ,  s ind  der  Meinung,  dass
Geschlechtsverkehr  ohne  Einwilligung  unter  bestimmten  Umständen
gerechtfertigt  sein kann.  2019 wurden in Deutschland 15.701 Kinder als
Opfer  sexuellen  Missbrauchs  polizeilich  erfasst,  während  der  Corona-
Pandemie  stieg  die  Zahl  deutlich  an.  Dabei  sind  das  nur  die  polizeilich
bekannten Fälle, die Dunkelziffer ist um ein deutliches höher, denn nur jeder
15. bis 20. Missbrauchsfall wird angezeigt. Auch die Zahl der Herstellung
und Verbreitung von Kinderpornografie stieg während der Corona-Pandemie
um etwa 53% an. Kinder und Jugendliche sind doppelt so oft von häuslicher
Gewalt  betroffen,  als  weiblich  wahrgenommene  Personen.  Die  Zahl  der
Betroffenen von häuslicher Gewalt stieg um 100% an, wenn sich die Opfer
mit  ihren  Tätern  in  Quarantäne  befanden.  Auch  Familien  die  finanzielle
Probleme  haben,  sind  um  ein  Vielfaches  häufiger  von  häuslicher  und
sexualisierter Gewalt betroffen. Opfer emotionalen Missbrauchs, lassen sich



vie l  schwerer  s tat is t isch  er fassen,  da  d ie  Gewalt  auf  re in
zwischenmenschlicher  Gefühlsebene  stattfindet  und  so  schwerer
nachzuvollziehen ist, im Gegensatz zu physischer oder sexualisierter Gewalt.
Emotionaler Missbrauch ist psychische Misshandlung die als Gehirnwäsche
wirkt, durch ein regelmäßiges Muster verbaler Angriffe, konstanter Kritik
und Erniedrigung, Manipulation, Kontrolle,  Schuldzuweisungen, Isolierung
u n d  e m o t i o n a l e r  D i s t a n z i e r u n g ,  u m  s o  d i e  O p f e r  i n  e i n
Abhängigkeitsverhältnis  zum  Täter  zu  manipulieren.  Chronische
Traumatisierung im Kindesalter,  etwa in Form regelmäßiger emotionaler,
psychischer Misshandlung, sind Grundstein psychischer Erkrankungen und
Persönlichkeitsstörungen  im  Erwachsenenalter.  Emotionaler  Missbrauch
kann in jedem Alter und in jeder Art von Beziehung stattfinden, dabei sind
die Täter immer in einer höher gestellten Machtposition zu dem Opfer.  

Flucht und Krieg
2021 wurden weltweit insgesamt 28 Kriege und bewaffnete Konflikte geführt.
100.000.000 Menschen sind aktuell auf der Flucht vor Krieg, Verfolgung und
Menschenrechtsverletzungen. Das sind mehr Menschen als jemals zu vor in
der  Geschichte  der  Menschheit.  Menschen,  die  gezwungen  sind,  vor
Konflikten, Gewalt, Menschenrechtsverletzungen und Verfolgung zu fliehen,
kommen  meist  nur  mit  dem,  was  sie  am  Körper  tragen  und  schweren
Traumata  aus  ihren  Herkunftsländern  her.  Alles  andere  mussten  sie
zurücklassen, wurde zerstört oder ihnen genommen. Doch auch während der
Flucht  kommt  es  oft  zu  weiteren  traumatischen  Geschehnissen,  durch
unsichere  Fluchtwege,  Repressionen,  Vergewaltigung,  Gewalt  und
systematischer  unterlassener  Hilfeleistungen an  den  Grenzen.  Jedes  Jahr
sterben  tausende  Menschen  auf  der  Flucht.  In  einem  sicheren  Land
angekommen, hören die Probleme nicht auf: Hier bekommen die Menschen,
die ihre Reise überlebt haben, erst einmal jahrelang keine Arbeitserlaubnis,
ihre  absolvierten  Schul-  und  beruflichen  Abschlüsse  werden  oft  nicht
anerkannt, sie sind isoliert in Massenunterkünften, haben keine Reisefreiheit
um auch mal nur eine andere Stadt zu besuchen. Alles ist bürokratisiert,
dabei sind wichtige Dokumente nicht in allen Sprachen verfügbar und es
fehlt  an übersetzendem Fachpersonal.  Die Quote von falsch bearbeiteten



Anträgen und eigentlich verbotenen Abschiebungen ist erschreckend hoch.
Geflüchtete  Menschen müssen hier  in  dauerhafter  Unsicherheit  über  ihr
Bleiberecht und Angst vor einer plötzlichen Abschiebung leben und dann
liegt ihr Schicksal meist nur in den Händen einer einzigen Person, die die
Macht hat völlig willkürlich Entscheidungen zu treffen. 

Gesundheitssystem  und  psychische
Erkrankungen

Ambulante Therapieplätze für Betroffene
Vor der Pandemie lagen die Wartezeiten auf einen Therapieplatz bei 3 bis 9
Monaten, denn schon vor Corona fehlten mindestens 1750 Kassensitze für
Psychotherapeut_Innen.  Dabei  sind  die  Fälle  von  Depressionen  und
Angststörungen  während  der  Pandemie  weltweit  um  etwa  25  Prozent
gest iegen.  Se i t  2017  hat  jeder  Mensch  e in  Recht  auf  e ine
psychotherapeutische  Akutsprechstunde,  jedoch  erhalten  40%  der
Betroffenen nach einer solchen Sitzung keinen Therapieplatz. Die richtige
Therapie für sich zu finden ist schwer. Es gibt unzählige Therapieverfahren,
nur drei der vielen Behandlungsformen gelten in Deutschland derzeit  als
anerkannte Psychotherapieverfahren im Sinne der Psychotherapie-Richtlinie
und  werden  von  der  gesetzlichen  Krankenkasse,  sofern  bestimmte
Voraussetzungen erfüllt sind, übernommen. Nur etwa 18,9% der betroffenen
erwachsenen Bevölkerung geht überhaupt auf Therapieplatzsuche. Denn wer
in Deutschland einen Therapieplatz sucht, ist auf sich allein gestellt. Wer mit
Symptomen psychischer Erkrankungen zum Hausarzt  geht,  dem_der wird
eine Psychotherapie  empfohlen und bekommt bestenfalls  noch eine Liste
aller  ambulanten Psychlog_Innen in  der  Umgebung.  Darunter  ein  bunter
Mischmasch  von  Verhaltenstherapeut_Innen,  Tiefenpsycholog_Innen,
Traumatherapeut_Innen,  systemischer  und  psychoanalytischer  Therapien.
Dann heißt es eine Praxis nach der anderen abzutelefonieren, in eine Mailbox
zu  der  anderen  reinsprechen,  um  eine  Absage  nach  der  anderen  zu
bekommen – falls man denn überhaupt eine Antwort bekommt. Doch wer
weiß schon, was man als erkrankte Person meist noch ohne erste Diagnose



für  eine  Therapieform braucht?  Oft  landen  Patient_Innen  dann  in  völlig
falschen  Therapieverfahren  und  Erlangen  trotz  zum  Teil  jahrelanger
Therapie keinen Fortschritt. So steht die Psychotherapie schon seit geraumer
Zeit aufgrund mangelnder oder gar fehlender Wirksamkeit in Kritik. 20 bis
50% der Patient_Innen, besonders Menschen in Armut, Menschen mit einem
geringen  Bildungsstand,  Menschen,  die  Teil  einer  ethnischen  Minderheit
sind,  Jugendliche,  Rentner_Innen  und  Menschen  mit  Ess-  oder
Persönlichkeitsstörung  brechen  ihre  Therapie  frühzeitig  ab.

Lage der deutschen Psychiatrien
Die Zustände in deutschen Psychiatrien bezeichnet die Aufsichtskommission
als  skandalös.  Personalmangel,  Überbelegung,  fehlende  Aufenthaltsräume
und  Freiflächen.  Verdeckte  Reporter_Innen  berichten  von  verstörenden
Bestrafungen von Patient_Innen in geschlossenen Psychiatrien. So werden
Menschen, die aufgrund ihrer selbst- oder fremdgefährdenden Symptomatik
eine 1 zu 1 Betreuung bräuchten, für mehrere Stunden mit Gurten fixiert.
Teilweise immer wieder, auch Wochen und Monate. Dabei ist eine Fixierung
länger  als  30  Minuten  nicht  legal  und  müsste  mit  einem  gerichtlichen
Beschluss  angeordnet  werden.  Enthüllungsjournalist_Innen  aus  einer
Vivantes Klinik berichten, ein_e Psycholog_In betreue 40 bis 60 Patient_Innen
gleichzeitig,  daher  kommt  es  oft  zum Ausfall  von  Therapien.  Aus  einer
Jugendhilfe- und Wohneinrichtung aus Eifel wird berichtet, dass es dort im
Keller einen „Deeskalationsraum“ ohne Tageslicht und Toilette, mit Guckloch
in  der  Tür  gäbe,  in  denen  die  jugendlichen,  psychisch  kranken
Bewohner_Innen  als  Strafmaßnahme  teilweise  mehrere  Tage  lang
eingesperrt  werden.  „Deeskalationsräume“ so  und ähnlich  finden sich  in
psychologischen Einrichtungen überall im Land und die Gefahr, dass sie als
Strafmaßnahmen missbraucht werden ist, besonders aufgrund des massivem
Personalmangels,  hoch.  Aus  anderen  Kliniken  wird  berichtet,  dass
Patient_Innen  die  Einnahme von  Beruhigungsmitteln  aufgezwungen wird,
indem sie  zum Beispiel  heimlich  unters  Essen  gemischt  wird.  In  vielen
Kliniken macht es den Eindruck, die Medikation stehe über der eigentlichen
Therapie.  Aus  Berichten  geht  hervor,  dass  viele  Patient_Innen  keine
stationäre Behandlung und lieber ambulante Hilfe bräuchten, ein stationärer



Platz jedoch profitabler ist.
Schon 1971 wurden die Zustände in den Psychiatrien untersucht und als
„katastrophal“ erklärt. Ziele einer sogenannten „Psychiatrie-Reform“ wurden
beschlossen – und bis heute nicht vollständig erreicht. Die neuen Berichte
schätzen ein, die Situationen in den Psychiatrien wären zum Teil wie noch
vor 20 bis 30 Jahren.

Heilung ist ein Privileg
Etwa 1.000.000.000 Menschen auf der Welt sind aktuell  von psychischen
Erkrankungen betroffen – dabei dürfte die Dunkelziffer noch viel höher sein,
da viele aufgrund der schweren Zugänglichkeit zu professioneller Hilfe und
der gesellschaftlichen Stigmatisierung nicht diagnostiziert werden. Während
arme Menschen am stärksten betroffen sind, sind sie gleichzeitig auch die
Menschen, die am seltensten in Behandlung sind. In Deutschland sind die
häufigsten Krankheitsbilder Angststörungen, Depressionen und Sucht – mehr
als  jeder  vierte  Erwachsene  ist  jährlich  davon  betroffen.  Menschen  in
Therapie müssen oft ihre Arbeitszeiten für ihre Sitzungen opfern, sofern sie
die Möglichkeit dafür haben, oder müssen eher sogar zwischen ihrem Job
und Therapie wählen. Somit sind Betroffene häufiger von Arbeitslosigkeit
und Armut bedroht. Armut ist also nicht nur Auslöser, sondern kann auch
Folge  einer  psychischen  Störung  sein.  Sich  von  einer  psychischen
Erkrankung erholen zu können ist also ein Privileg. Und das sollte es nicht
sein.

Die Befreiung der Menschen als  wirksamste
Therapie
Wer sich jetzt  diese  Zahlen angesehen hat  und immer noch glaubt,  der
Kapitalismus  würde  die  Menschen  nicht  krank  machen,  kann  nur
Klassenfeind der unterdrückten Masse sein oder Martin Dornes heißen. Denn
aus  den  Zahlen  lässt  sich  eindeutig  schlussfolgern:  Menschen,  die  eine
besondere Unterdrückung im Kapitalismus erfahren, sind auch gefährdeter
eine  psychologische  Erkrankung  zu  erleiden  oder  an  einem  Suizid  zu
versterben.  Übermäßige  Arbeitsbelastung,  fehlende  Sozialleistungen,



traditionelle  Geschlechterrrollen  und  Familienverhältnisse,  Krieg  &  ein
kaputtgespartes  Gesundheitssystem  nützen  einzig  und  alleine  den
Kapitalist_Innen und ihrem Streben nach maximalem Profit, während sie den
Großteil der Menschen krank machen. Würde die Menschheit in Folge einer
sozialistischen Revolution befreit  werden und eine Gesellschaft  aufgebaut
werden, in der jeder Mensch an seinen Bedürfnissen orientiert leben kann,
frei  von kapitalistischer Ausbeutung und Unterdrückung, würde auch die
psychoanalytische Forschung einen rasanten Sprung nach vorne machen.
Weil sie nur noch dem wissenschaftlichen Interesse verschrieben wäre und
nicht mehr von einem Kapitalinteresse bestimmt oder der Finanzierung der
Herrschenden  abhängig  wäre  und  nicht  in  Konkurrenz  zu  anderen
Forschungsinstituten  stände.  Menschen,  die  in  Staaten  leben,  die  ein
stabileres Gesundheitssystem, kürzere Arbeitszeiten, bessere Bezahlung und
weniger Leistungsdruck in der Gesellschaft ausgesetzt sind, sind statistisch
gesehen glücklicher, als Menschen aus konservativeren oder kolonialisierten
Staaten. Wie glücklich könnten wir also in einer Welt sein, die auf unsere
freien Entfaltungen ausgelegt ist und sich nach unserer aller Bedürfnisse
richtet,  weil  wir nun alle Teil  der demokratischen Organisierung unserer
Gemeinschaft wären?
Mit  der  Zahl  der  Arbeitslosen  in  der  BRD  und  dem  technologischen
Fortschritt, wäre es möglich, dass wir mit 4 Arbeitstagen pro Woche und 5-6
Stunden am Tag, bei vollem Lohnausgleich weiter machen könnten. Studien
belegen, dass 8-20 Stunden Arbeit pro Woche förderlich für die Gesundheit
sind,  während  über  39  Stunden  sich  als  schädlich  für  die  Gesundheit
herausgestellt haben, körperlich wie auch psychisch! Diese Änderungen sind
sofort  umsetzbar,  Zahlen  müssen  dafür  die  Menschen,  die  mit  unserer
Gesundheit  und  unserer  Arbeit  ihren  Reichtum ergaunert  haben.  Dieses
System macht krank und nur wir können es durch gemeinsamen Kampf der
Arbeiter_Innen, Jugendlichen, Arbeitslosen und Betroffenen ändern!

Daher fordern wir:

Sofortige Einführung der 6 Stunden-Tage und 4 Tage-Arbeitswoche,
höhere Löhne und mehr Personal!
Hartz  IV  endlich  abschaffen!  Inflationsgedeckte  staatliche



Auszahlungen  an  von  Arbeitslosigkeit  betroffene  Menschen  und
selbstversorgenden  Jugendlichen  in  Heimeinrichtungen.
Mehr  Personal  und  Geld  in  die  Kinderbetreuung  und
Bildungseinrichtungen!  Lasst  die  Kinder  und  Jugendlichen
gemeinsam  mit  den  Erwachsenen  über  ihren  Betreuungs-  und
Schulalltag  bestimmen!
Kollektive  Selbstverteidigungsstrukturen  für  alle  unterdrückten
Gruppen!
Sofortiger staatlich finanzierter Inflationsausgleich!
Enteignung  der  Immobilienkonzerne  –  die  Häuser  denen  die  sie
brauchen!  Kein  Mensch  darf  mehr  von  Wohnungs-  und
Obdachlosigkeit  betroffen  oder  gar  nur  bedroht  sein!
Transsexuellengesetz  abschaffen!  Für  eine  sexuelle  und
geschlechtliche Selbstbestimmung!
Emotionaler  Missbrauch  ist  Missbrauch  und  muss  als  solcher
anerkannt und verfolgt werden! Ausbau von Schutzeinrichtungen für
Gewaltopfer jeder Art und Geschlecht!
Bleiberecht für alle! Für sichere Fluchtwege und offene Grenzen!
Keine Profite auf Kosten unserer Gesundheit! Entprivatisierung des
Gesundheitssystem und Enteignung der pharmazeutischen Industrien
unter Kontrolle der Arbeiter_Innen!
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Antiregierungsproteste in Israel:
Gegenmacht oder Ohnmacht?
Von Jona Everdeen

Seit Wochen finden in Israel Massenproteste gegen die Politik der neuen
rechten Regierung statt. Hunderttausende Menschen sind wöchentlich auf
der  Straße.  Ihren  Aufhänger  fanden  die  Proteste  in  einer  angestrebten
Justizreform, die Befürchtungen hervorruft, sie könnte Israel in eine Diktatur
verwandeln.  Doch  was  beinhaltet  die  Justizreform  und  wer  ist  diese
Regierung überhaupt, die allgemeinhin als rechteste in der Geschichte des
Landes gilt? Welche reaktionäre Politik betreibt sie? Was sind die Folgen für
die Menschen in Israel? Und wie wirkt sich die Regierungspolitik auf die eh
schon massiv  unterdrückten Palästinenser_Innen aus? Welchen Charakter
haben die Proteste und was ist nötig, um Netanjahu, Ben-Gvir und Co. zu
stürzen?
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Rechtsradikale mit Ministerposten
Das Regierungsbündnis  aus Netanjahus nationalreligiösem Likud,  rechten
Siedlerparteien und religiös-fundamentalistischen Kleinstparteien eröffnete
einigen  stramm  rechten  Hardliner_Innen  den  Weg  zu  wichtigen
Regierungsposten.  Viele  von  ihnen  machten  in  der  Vergangenheit  mit
extremem  Rassismus,  Sexismus,  Queerfeindlichkeit,  religiösem
Fundamentalismus und der Unterstützung zionistischer Terrorist_Innen von
sich reden.

So zum Beispiel Itamar Ben-Gvir, der keinen Hehl aus seiner Verehrung für
den Terroristen Baruch Goldstein macht, der bei einem Terroranschlag 29
Palästinenser_Innen  ermordete.  Außerdem  wolle  er  „illoyale“
Palästinenser_Innen ausweisen und habe auch schon persönlich angesichts
palästinensischer  Proteste  die  Pistole  gezückt.  Er  ist  jetzt  israelischer
Polizeiminister.

Mit Bezalel Smotrich hat ein weiterer rechter Hardliner als Finanzminister
einen zentralen Posten in der neuen Regierung. Das ideale Israel sieht er in
Form einer fundamentalistischen Theokratie, in der das oberste Gesetz die
Thora ist. Auch schockierte er erst kürzlich mit der Aussage, dass seiner
Ansicht  nach Jüdinnen und Araberinnen auf  getrennten Geburtsstationen
Kinder zur Welt bringen sollten. Ben-Gvir und Smotrich sind dabei nur die
Spitze des Eisbergs einer Regierung voller extremer Rechter. Doch für den
langjährigen rechtskonservativen Ministerpräsidenten Netanjahu schien das
kein allzu großes Problem zu sein, immerhin brachten ihm diese Kräfte die
nötige Mehrheit, um wieder an die Regierung zu gelangen.

Die Justizreform – Weg in die Diktatur?
Während  die  Übergabe  wichtiger  Ministerien  an  Rechtspopulist_Innen
bereits teilweise für Unmut sorgte, brachte die von Netanjahu und seinen
Verbündeten  geplante  Justizreform  das  Fass  zum  Überlaufen.  Nachdem
große Teile der israelischen Gesellschaft seit mehreren Jahren eine Anklage
Netanjahus wegen eines Korruptionsskandals fordern, könnte der neue-alte
Ministerpräsident durch seine Justizreform einer Anklage entgehen. Diese



Dreistigkeit  und  Verhöhnung  des  bürgerlichen  Rechtsstaates  bildete  die
Grundlage für die folgenden Massenproteste.

Die geplante Reform sieht vor, dass Entscheidungen des obersten Gerichts in
Zukunft mit einfacher Mehrheit des Parlaments revidiert werden können,
ergo die Rechtsprechung quasi entmachtet wird. Zusätzlich dazu sieht die
„Reform“  auch  vor,  dass  die  Regierung  im  Alleingang  Richter_Innen
ernennen  kann,  die  dann  (ähnlich  wie  die  von  Trump  ernannten
Richter_Innen des Supreme Courts) die reaktionäre Ideologie der aktuellen
Regierung in ihre „Rechtsprechung“ fließen lassen. Die Justizreform ist also
ein klarer Angriff auf die Unabhängigkeit der Justiz, die für eine bürgerliche
Demokratie zentral ist.

Die besondere Stellung des Obersten Gerichtshof war schon häufiger Ziel
von  Angriffen  rechter  Regierungen.  Er  gilt  unter  linksliberalen  und
sozialdemokratischen  Israelis  als  Hort  der  Menschenrechte  und  der
Demokratie.  Dementsprechend groß ist  die  Empörung über  die  geplante
Reform  nun  in  diesen  Kreisen.  Diese  Empörung  ist  berechtigt  und  als
Revolutionär_Innen  verteidigen  auch  wir  Angriffe  gegen  bürgerlich-
demokratische  Rechte,  auch  wenn  sie  Institutionen  von  kapitalistischen
Nationalstaaten  sind.  Dennoch  haben  wir  keine  Illusionen  in  diesen
Gerichtshof. Auch bevor die rechte Regierung ihre Reform angekündigt hat,
hat der Gerichtshof die israelische Gesellschaft nicht davor bewahrt,  den
Charakter eines Besatzungsregimes und eines Apartheidstaates anzunehmen.
Die  aktuellen  Angriffe  verdeutlichen  nur  einmal  mehr,  wie  schnell  die
Bourgeoisie bereit ist, ihre zuvor hoch gelobte Demokratie zu entmachten,
sobald sie ihren Interessen im Wege steht.  Ähnliche Beispiele haben wir
zuletzt in Brasilien unter Bolsonaro, in Ungarn unter Orban, in Polen unter
der PiS oder in den USA unter Trump gesehen.

Reaktionäre Innenpolitik
Während  sich  die  religiösen  Splitterparteien  und  die  rechtsextremen
Siedler_Innen vor allem an ihrem Rassismus gegenüber Palästinenser_Innen
abarbeiten,  vertritt  der  Likud  zudem  eine  zutiefst  neoliberale
Wirtschaftspolitik.  Der  bis  auf  eine  kleine  Unterbrechung seit  14  Jahren



regierende  Netanjahu  hat  große  Leistungen  für  das  israelische  Kapital
vollbracht, indem er es schaffte, Arbeitsrechte und Sozialstaat und auf ein
Minimum herunterzufahren. Ein Resultat dieser Politik ist,  dass in vielen
israelischen  Städten  die  Immobilienpreise  so  hoch  sind,  dass  dagegen
München und Frankfurt  am Main geradezu günstig wirken.  Auch andere
Lebenshaltungskosten stiegen im Laufe seiner Amtszeiten massiv an. Viele
Israelis benötigen 2 bis 3 Jobs, um überhaupt über die Runden zu kommen.
Öffentliche Schulen und Krankenhäuser sind in einem desaströsen Zustand,
während es sich reiche Israelis leisten können, auf Privatschulen und private
medizinische  Einrichtungen  auszuweichen.  Jede_r  Shekel,  der  in
Checkpoints, Mauern, Drohnen und Panzer fließt, fehlt in den israelischen
Schulen, Sozialkassen und Krankenhäusern. Ein Ende dieser Entwicklung ist
sicher nicht in Sicht mit der neuen Koalition, eher ist davon auszugehen, dass
auch weiterhin die Folgen der allgemeinen Krise, die auch Israel betrifft, auf
dem Rücken der Arbeiter_Innen ausgetragen werden.

Noch  dramatischer  steht  es  um  die  Rechte  von  LGBTIQ-Personen  und
ethnischen  oder  religiösen  Minderheiten.  So  ist  die  religiös-zionistische
Partei offen queerfeindlich und macht daraus auch keinen Hehl. Ihr zufolge
sollen  medizinische  Einrichtungen  mit  religiösem  Träger  sich  weigern
dürfen,  queere  Menschen  zu  behandeln.

Generell  wird voraussichtlich der Rassismus gegen nicht-jüdische Israelis
aber auch gegen nicht-weiße Juden:Jüdinnen, die zum Beispiel aus Äthiopien
oder  dem Jemen nach Israel  geflohen und häufig  massiven rassistischen
Anfeindungen bis  hin zu brutalen Angriffen ausgesetzt  sind,  noch weiter
zunehmen.

Mit  der  sich  verschärfenden  Wirtschaftskrise  geht  auch  eine  verstärkte
Verelendung  der  Arbeiter_Innenklasse  in  Israel  und  ihrer  besonders
marginalisierten, sexistisch oder rassistisch unterdrückten Teile einher. Die
israelische Regierung versucht jetzt durch nationalistische Propaganda und
der  Erweiterung  des  israelischen  Staatsgebiets  dieser  Krise  durch
kurzfristige  Scheinlösungen  zu  begegnen  und  die  israelische
Arbeiter_Innenklasse mittels  Nationalismus an die  herrschende Klasse zu
binden und damit ihre Schlagkraft zu verringern. Eine zentrale Rolle spielt



dabei  auch  das  Wiederaufkommen  einer  entschiedenen  Kriegsrhetorik
gegenüber  dem  Iran.

Was bedeutet das für Palästinenser_Innen?
Dementsprechend  hat  sich  die  Lage  der  Palästinenser_Innen  massiv
verschlechtert  und  zu  einer  neuen  Welle  von  Gewalt  und  Gegengewalt
geführt. Bei Operationen des israelischen Militärs in Städten wie Jenin oder
Nablus sind seit Anfang des Jahres mehrere Dutzend Palästinenser_Innen
ermordet worden, im Schnitt mehr als ein Mensch pro Tag!

Dazu kam es im palästinensischen Dorf Hawara zu einem Pogrom durch
rechtsradikale Siedler_Innen, die mehrere Dutzend Häuser und Geschäfte
anzündeten,  mindestens  einen  Menschen  töteten  und  zahlreiche  weitere
Verletzten.  Die  israelische  Armee  hat  ihnen  dabei  zugesehen  und
Rückendeckung  gegeben.

Polizeiminister Ben-Gvir  sorgte mit  einem Besuch auf  dem Tempelberg –
Standort der Al-Aqsa Moschee- ebenfalls für eine krasse Provokation. Als
Ariel Sharon im Jahre 2000 den Tempelberg betrat, war das der Auslöser für
die  2.  Intifada.  Ben-Gvir  kündigte  darüber  hinaus  noch  an,  dass  er  es
Muslima_en nicht den gesamten Ramadan über erlauben wolle, in der Al-
Aqsa Moschee zu beten.

Zu  allem  Übel  will  die  neue  Regierung  auch  noch  die  Todesstrafe
wiedereinführen. Diese soll gegen Palästinenser_Innen, die Israelis ermordet
haben,  angewendet  werden  können,  nicht  aber  gegen  Israelis,  die
Palästinenser_Innen  ermordet  haben.  Zwar  müssen  Palästinenser_Innen
ohnehin damit rechnen, vom israelischen Militär getötet zu werden, wenn sie
sich  der  Besatzungspolitik  widersetzen.  Allerdings  unterstreicht  die
Wiedereinführung der Todesstrafe – allein für Palästinenser_Innen – noch
einmal bildlich die Geringschätzung palästinensischen Lebens.

Weniger offensichtlich aber doch extrem relevant ist auch die Übertragung
der Kontrolle über die Westbank von einer militärischen zu einer zivilen
Behörde.  Während  die  Militäradministration  den  jahrzehntelangen



Besatzungsstatus des Gebietes aufrecht erhielt, ist dies nun als endgültiges
Zeichen  zu  verstehen,  dass  für  die  aktuelle  israelische  Regierung  ein
Verlassen dieser, und somit eine zwei Staaten Lösung, keine Option mehr ist
und sie die gesamte Westbank als Teil israelischen Staatsgebiets betrachtet.

Welche Perspektive hat der Protest?
Der Protest, der sich in erstes Linie als Widerstand gegen die Justizreform
aufstellt und an dem bis zu 250.000 Menschen im ganzen Land teilnahmen,
wird getragen von einer sehr breiten israelischen „Zivilgesellschaft“ und ist
geprägt von liberal-zionistischen Kräften. Am Meer aus israelischen Flaggen,
das  auf  den  Großdemonstrationen  in  Tel  Aviv/Jaffa  zu  sehen  war,  wird
deutlich, wie nationalistisch dieser eigentlich ist. Dennoch scheint die neue
Regierung vor den Protesten zu zittern, wenn sie mit allen Mitteln versucht,
die eigentlich sehr zahmen Proteste als „Gesetzesbrecher“ zu verunglimpfen
und ihnen vorwerfen, sie würden „Anarchie“ verbreiten.

Der von der neuen Rechtsregierung abgelöste ehemalige Ministerpräsident
Lapid versucht,  sich dabei  als  liberaler  Gegenspieler  von Netanjahu und
Hüter der israelischen Demokratie zu inszenieren. Dabei war er es, der zuvor
auch keinerlei  Probleme damit  hatte,  mit  Naftali  Bennets  kaum weniger
rechtsextremen Siedlerpartei  gemeinsam zu regieren. Die Massenproteste
werden  weiterhin  ohnmächtig  gegenüber  den  rechten  Angriffen  auf
demokratische Rechte sein, solange sie sich von liberal-zionistischen Kräften
anführen lassen. Ihre Alternative gegenüber Netanjahu sieht vielleicht so
aus, dass der Oberste Gerichtshof unangetastet bleibt und die Siedlungen
weniger stark ausgebaut werden. An der Realität des Besatzungsregimes,
des  Abbaus  des  israelischen  Sozialstaates,  der  massiven  Inflation,  der
Verschlechterung der  Arbeitsbedingungen und der  Krise  des  Wohnungs-,
Bildungs- und Gesundheitssektors werden sie nichts verändern.

Dennoch können die Massenproteste einen Ausgangspunkt für den Aufbau
von  Gegenmacht  bieten.  Zentral  dabei  ist  es,  ob  fortschrittliche
Organisationen es verstehen, in diese Proteste eine unabhängige Position der
israelischen und der palästinischen Arbeiter_Innenklasse zu tragen und die
Führung zu übernehmen. Es muss dabei darum gehen, die soziale Frage mit



der  Beendigung  der  Besatzung  zu  verknüpfen.  Sozialdemokratisch-
stalinistische Gruppen wie „Hadash“ und autonome Antifa-Gruppen haben
auf den Großdemonstrationen mit ihrem „radical bloc“ ein starkes Zeichen
gesetzt. Darin fanden sich viele palästinensische Fahnen, „Palestinen Lives
Matter“-Schilder als auch Banner mit der Aufschrift „There’s no democracy
with apartheid,” oder “A nation that occupies another nation will never be
free“. Dabei ist das Zeigen der palästinensischen Flagge seit Neustem eine
durchaus  heikle  Angelegenheit.  So  hatte  Ben-Gvir  zuvor  das  Zeigen von
Palästina-Flaggen auf öffentlichen Plätzen verboten, weil diese angeblich für
„Terrorismus“ stünden.

Dieser  Block  wurde  damals  von  anderen  Demonstrant_Innen  aktiv
angegangen und versucht von der Demo zu drängen, jedoch konnte sich der
pro-palästinensiche Block mit der Zeit etablieren und deutlich anwachsen.

Die Proteste setzen Netanjahus Regierung real unter Druck, gerade deshalb
weil die Protestierenden sich überdurchschnittlich stark aus Beschäftigten
zentraler Bereiche, zum Beispiel IT-Spezialist_Innen, zusammensetzen. Auch
zahlreiche  Kulturschaffende  sowie  Klein-  und  Mittelunternehmer_Innen
unterstützen  die  Proteste  und  lehnen  die  Justizreform  ab.  Auch  der
israelische  Gewerkschaftsbund  Histadrut,  der  aufgrund  seiner  historisch
stark ausgeprägten Staatstreue bisher nicht zu den Demonstrationen aufrief,
droht  nun  damit,  sich  anzuschließen  und  seine  800.000  Mitglieder  zum
Protest, und eventuell zum Streik, aufzufordern.

Was braucht es um Netanjahu, Ben-Gvir und
Co. Zu schlagen?
Für  uns  als  Sozialist_Innen  ist  klar,  dass  eine  Demokratie  unter  den
Bedingungen  kapitalistischer  Profitmaximierung  sowie  ethnischer
Segregation und rassistischer Ungleichbehandlung nur Heuchelei ist. Israel
kann nur dann wirklich demokratisch sein, wenn es auch Palästinenser_Innen
dieselben Rechte zugesteht wie jüdischen Israelis und die Produktionsmittel
gemeinsam demokratisch kontrolliert werden.

Revolutionär_Innen  müssen  sich  den  Massenprotesten  gegen  Netanjahu



anschließen und gemeinsam mit den antizionistischen Kräften vor Ort für
eine unabhängige Position der Arbeiter_Innenklasse kämpfen. Ein zentraler
Punkt dabei ist  die Anerkennung des Rechts der Palästinenser_Innen auf
nationale Unabhängigkeit. Ebenso steht ihnen auch das Recht zu, sich gegen
Angriffe zu verteidigen und gegen die fortwährende Besatzung zu wehren.
Wir  verteidigen dieses  Recht,  auch wenn wir  Angriffe  auf  Zivilpersonen,
insbesondere  den  brutalen  Anschlag  auf  die  betenden  Menschen  in  der
Synagoge in Ost-Jerusalem, entschieden ablehnen. Die sinnlosen Angriffe von
Palästinenser_Innen auf Zivilpersonen sind ein Ausdruck der Führungskrise
im palästinensischen Widerstand, der den verschärften Angriffen kaum eine
glaubhafte Perspektive entgegenzusetzen hat. Dies liegt an der Schwäche
der  palästinensischen  Linken  und  dem  historischen  Verrat  der
Stalinist_Innen in ihren Reihen, aber auch an der verräterischen Politik der
palästinensischen  Autonomiebehörde,  der  Abwesenheit  von  legalen
Protestmöglichkeiten  und  dem  Siegeszug  des  politischen  Islams  in  der
gesamten Region.  So konnten sich  Hamas und Islamischer  Jihad als  die
„entschlossenere  Alternative“  präsentieren,  obwohl  sie  beide  reaktionäre
Organisationen  sind,  die  nicht  im  Interesse  der  palästinensischen
Arbeiter_Innenklasse  handeln.

Netanjahu,  Ben-Gvir  und ihre  reaktionäre  Bande können nur  geschlagen
werden,  wenn  sich  die  israelischen  Arbeiter_Innen,  Jugendlichen  und
Unterdrückten mit den palästinensischen Massen zusammenschließen. Wenn
sie gemeinsam kämpfen gegen Justizreform, Besatzung und Neoliberalismus
aber auch gegen die reaktionäre Politik palästinensischer Kräfte wie Hamas
und  Fatah.  Dies  würde  bedeuten  anzuerkennen,  dass  israelische  und
palästinensische  Arbeiter_innen  objektiv  dieselben  Interessen  und  Ziele
haben  und  dass  sie  nur  die  subjektiven  Ketten  des  Nationalismus,
Antisemitismus und Rassismus davon trennen. Die Geschichte hat schon oft
gezeigt, dass nationale Gegensätze im gemeinsamen Kampf für gleiche Ziele
verschwinden  können.  Unsere  Perspektive  ist  die  eines  säkularen  multi-
ethnischen  Arbeiter_Innenstaates  zu  kämpfen,  in  dem  jeder  Mensch
unabhängig  von  seiner  Religion  und  Hautfarbe  in  Frieden  leben  kann.



Streiks  im  ÖPNV:  Für  eine
sozialistische Verkehrswende!
Von Yorick F., aus der REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

FFF und ver.di gemeinsam im Streik
Am 3. März fand der Tag des Globalen Klimastreiks von Fridays For Future
statt,  der  in  diesem  Jahr  aktiv  mit  den  Arbeitskämpfen  im  öffentlichen
Personennahverkehr verbunden wurde.

Am selben Tag hatte die Gewerkschaft ver.di bundesweit in mehr als 250
Orten zum Streik aufgerufen. Nicht nur stand der Verkehr an diesem Tag
größtenteils  still,  auch  die  Beschäftigten  solidarisierten  sich  durch  eine
Teilnahme an den Demonstrationen mit den Klimaaktivist_Innen, welche im
Gegenzug Streikposten besuchten. Gemeinsam unterstützten sie mit ihnen
ihre Forderungen nach einem Festgeld von 500€ und einer Lohnerhöhung
von 10,5% als Ausgleich für die weiterhin wütende Inflation, sowie einen
massiven  Ausbau  des  ÖPNVs.  Auch  mit  Beschäftigten  aus  der
Automobilindustrie wurde gestreikt, so in Zwickau wo gemeinsam mit den
Beschäftigten  des  Automobilzulieferers  GKN  für  ihre  Tarifforderungen
gestritten wurde. Das Echo auf diesen erneut aufkommenden Schulterschluss
zwischen  Klimabewegung  und  Gewerkschaften  blieb  nicht  aus:  So
bezeichnete  der  Vorsitzende  der  Bundesvereinigung  der  deutschen
Arbeitgeberverbände  (BDA)  Steffen  Kampeter  diesen  als  „gefährliche
Grenzüberschreitung“.  Wir  sagen:  Wenn sich  prominente  Vertreter_Innen
des  Kapitals  besorgt  zeigen,  ist  das  ein  gutes  Zeichen!  Auch  dass  sich
Bundesverkehrsminister Volker Wissing (FDP) am Tag des Klimastreiks für
einen weiteren Ausbau der Autobahn ausgesprochen hat, zeigt, dass diese
Entwicklungen  mehr  als  notwendig  sind.  Die  Klimabewegung  muss  jetzt
weiterhin in der notwendigen Frage der Verkehrswende zeigen, dass die
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ökonomische Not der Beschäftigten ihr nicht egal ist und dass die Interessen
der Arbeiter_Innen auch ihre sind.

Die Rolle des Verkehrs für den Klimaschutz
Die Frage der Mobilität ist für den Kampf gegen die Zerstörung unseres
Planeten eine sehr zentrale. So hat allein der individuelle Personenverkehr
im  Jahr  2019  fast  18% der  durch  die  Verbrennung  fossiler  Brennstoffe
entstandener Treibhausgase verursacht. Die Frage ist zusätzlich brisant, da
die  Autoindustrie  weltweit  einer  der  größten  Wirtschaftssektoren,  in
Deutschland, gemessen am Umsatz, sogar der bedeutendste ist. So gilt das
Auto spätestens seit dem sog. „Wirtschaftswunder“ unter Ludwig Erhard als
Symbol der deutschen Industrie und des gesellschaftlichen Fortschritt. Dass
dies mit Nichten der Fall ist beweisen nicht nur die CO2-Bilanzen, sondern
vor allem auch die enorme Ineffizienz des Autos. Private PKWs stehen die
meiste  Zeit  nur  herum  und  haben  pro  Insass_In  einen  desaströsen
Kraftstoffverbrauch (etwa in Vergleich zu einem Zug/Bus etc.). Dennoch sind
viele,  besonders  in  ländlichen  Regionen,  unmittelbar  auf  das  Auto
angewiesen, wenn in entlegenen Regionen der Bus nur alle 2 Stunden kommt
und man dann fast 5 Euro für eine Fahrt zahlt. Da ist es kein Wunder, dass in
Deutschland über 48 Millionen private PKWs fahren (stand Januar 2022).

Die  Verkehrswende  muss  antikapitalistisch
sein!
Dass  dieser  Zustand ein  Problem ist,  zeigt  sich  auch daran,  dass  selbst
Parteien, die mit Klimaschutz nicht einmal offiziell etwas am Hut haben, wie
die CDU, das Thema Verkehrswende floskelhaft ansprechen. Dabei muss uns
als RevolutionärInnen klar sein, dass diese und auch die Versprechen der
Grünen nichts weiter als leere Worte sind. Spätestens seit Lützerath ist klar,
dass die Interessen großer Konzerne von ihnen über den Erhalt  unserer
Lebensgrundlage gestellt werden. Die Verkehrswende ist für uns vor allem
eine gesellschaftliche Frage: Die aktuelle Ordnung des Verkehrs ist Produkt
der gesellschaftlichen Verhältnisse, welchen er zu dienen hat. Zwar erkennen
die  Herrschenden  zumindest  floskelhaft  die  Notwendigkeit  einer



Transformierung des Verkehrs an, werden aber nie in der Lage zu sein, diese
ausreichend umzusetzen,  da sich ihre Vorstellung von Umweltschutz und
Nachhaltigkeit  immer  unter  die  eigenen  wirtschaftlichen  Interessen
unterordnen  muss.  Deshalb  muss  die  Mobilitätsfrage  ein  integraler
Bestandteil unseres antikapitalistischen Kampfes sein. Die Verbindung der
Klimabewegung  und  der  Gewerkschaften  ist  dafür  ein  unbedingt
notwendiger  Schritt,  der  u.a.  gemeinsam  mit  den  Beschäftigten  der
Automobilindustrie,  wie  des  ÖPNVs  gegangen  werden  muss.

Durch die  Streikbereitschaft  im Öffentlichen Dienst  können auch andere
Beschäftigte  besonders  in  Industrien  mit  traditionell  recht  hohen
Organisierungsraten, wie etwa der Automobilindustrie, weiter für den Kampf
um  die  Verkehrswende  und  damit  für  den  Sozialismus  und  gegen  den
Klimawandel gewonnen werden. Hierfür müssen wir als RevolutionärInnen in
der Klimabewegung Kämpfe weiter zusammenführen und für fortschrittliche
sozialistische  Positionen  innerhalb  der  Gewerkschaften  sowie  der
Klimabewegung einstehen, denn ihre Führung ist nicht willens, diesen Weg
in seinem vollen notwendigen Ausmaß mit zu gehen. Dies müssen wir mit
dem Ziel tun, gemeinsam mit Aktivist_Innen der Klimabewegung und den
Beschäftigten  in  den  Gewerkschaften  des  Verkehrs,  sowie  der
Automobilindustrie,  ein  revolutionäres  Programm  aufzustellen,  um
gemeinsam  für  dieses  zu  kämpfen.

Enteignung der Verkehrsbetriebe und nachhaltige Umstrukturierung
u n t e r  K o n t r o l l e  d e r  B e s c h ä f t i g t e n !  K o s t e n l o s e
Umschulungsmaßnahmen  in  klimaschädlichen  Wirtschaftszeigen
durch  Organe  der  Arbeiter_Innenbewegung!
Kostenloser ÖPNV für alle!
Umsetzung aller Forderungen der Streikenden! Für einen massiven
Ausbau des ÖPNVs, höhere Löhne und mehr Personal!



Pakistan:  Rechte  versucht,
minimalen  Schutz  für  trans
Personen rückgängig zu machen
Vom Revolutionary Socialist  Movement (Pakistan),  Artikel  aus der FIGHT
2023, unserer Zeitung gemeinsam mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und
anderen Sektionen der LFI) zum 8. März 2023

Während  im  Iran  die  Arbeiter:innenklasse  gegen  das  diktatorische,
patriarchale  Regime  auf  die  Straße  geht,  wird  über  die  Attacke  der
fundamentalistischen Rechten auf trans Personen in Pakistan, die ohnehin
schon massiv unterdrückt werden, geschwiegen.

Ebenso wie die Mullahs im Iran versuchen, Frauen daran zu hindern, selbst
zu entscheiden, was sie tragen, will das pakistanische Äquivalent mit seiner
protofaschistischen Basis die kleinen Erfolge des Gesetzes zum Schutz von
trans Personen aus dem Jahr 2018 zurücknehmen. Es war zwar kein großer
Wurf,  kann jedoch als kleiner Fortschritt  angesehen werden. Es gewährt
trans  Personen  zum  Beispiel  nicht  das  Recht,  sich  entgegen  ihrem
eingetragenen Geschlecht als Mann oder Frau zu identifizieren.  Dennoch
erlaubt es ihnen, sich selbst dem dritten Geschlecht im Unterschied zu ihrem
bei  Geburt  zugeschriebenen  zuzuordnen.  Dies  gi l t  auch  für
Ausweisdokumente.

Die religiöse Rechte begehrt, wie zu erwarten war, bewaffnet gegen dieses
Gesetz auf und verbreitet eine Deutung, die wie gewöhnlich in Betrug und
Verderbtheit wurzelt, die typisch für ihresgleichen ist. Als Begründung gibt
sie an, dass die amtliche Änderung des Geschlechts als Möglichkeit genutzt
werden könne, das Verbot von Eheschließungen gleichgeschlechtlicher Paare
zu umgehen, indem sie vorgeben, ein anderes Geschlecht zu repräsentieren.
Doch das ist unwahr.

Die  Kräfte,  die  gegen dieses  Gesetz  mobilisieren,  welches  im Jahr  2018
verabschiedet  wurde,  sind  dafür  bekannt,  seit  langem protofaschistische
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Tendenzen  zu  umfassen.  Sie  sind  ebenfalls  dafür  bekannt,  ein  extrem
patriarchales  und  rückschrittliches  Frauenbild  zu  vertreten.  Die  Partei
Jamaat-e-Islami (Islamische Gemeinschaft; JI) spielte eine zentrale Rolle für
die drakonischen Gesetze, die der Diktator Zia-ul-Haq (1978 – 1988) während
der Militärdiktatur eingeführt hat. Die Jamiat Ulema-e-Islam (Fazl) (JUI-F;
Versammlung Islamischer Kleriker), deren Führer Maulana Fazal-ur-Rehman
ist,  wurde  vor  kurzem,  als  die  PDM  (Pakistan  Democratic  Movement;
Pakistanische  Demokratische  Bewegung;  Parteienkoalition  gegen
Expremierminister  Imran Khan,  2020 gegründet)  in  Opposition  zu  Imran
Khan gegründet wurde, als  Held:in der reformorientierten und liberalen
Linken  Pakistans  gefeiert.  Doch  sie  pflegt  die  hässliche  Tradition,  die
Gesichter  von  Frauen,  die  in  öffentlichen  Anzeigen  zu  sehen  sind,  mit
schwarzer Farbe zu beschmieren. In der Zwischenzeit hat sich noch eine
weitere Partei, die Pakistan Tehreek-e-Insaf (PTI; Pakistanische Bewegung
für Gerechtigkeit) der widerwärtigen Hasskampagne angeschlossen. Das ist
nicht verwunderlich, wenn man bedenkt, dass der Vorsitzende und ehemalige
Premierminister Imran Khan ein Frauenhasser vom selben Schlag ist.

Senator Mushtaq Ahmad Khan von der Partei Jamaat-e-Islami steht an der
Spitze der derzeitigen Hasskampagne gegen die Rechte von trans Menschen,
die  zumindest  auf  dem  Papier  bestehen.  Er  hat  vorgeschlagen  die
Gesetzeslage  dahingehend  zu  ändern,  dass  Gremien  von  Ärzt:innen
geschaffen  werden  sollen,  die  dann  wiederum  die  Entscheidungsmacht
darüber hätten, ob eine Person „komplett“ männlich oder weiblich sei. Dies
solle mit einer invasiven körperlichen Untersuchung einhergehen. In seiner
Vorstellung  sollten  nur  die,  bei  denen  das  Geschlecht  auf  Basis  der
Fortpflanzungsanatomie bei Geburt „unklar“ sei, das Recht dazu haben, über
ihr Geschlecht zu entscheiden. Kurz gesagt sollten lediglich Menschen mit
mehrdeutigen  Genitalien  (Anm.:  in  der  Regel  sog.  Intersexuelle)  wählen
dürfen  und  auch  nur,  wenn  sie  s ich  vorher  der  Tortur  einer
Leibesuntersuchung durch eine ärztliche Instanz unterzögen. In einem Land,
wo die meisten Ärzt:innen (Anm: in der Regel Männer) bereits massiv in die
Privatsphäre  ihrer  Patient:innen  durch  wertende  Kommentare  eingreifen,
bspw. wenn es um Themen rund um Sex geht, kann man sich ausdenken, was
das für Leben und Gesundheit von trans Personen an Belastung mit sich



bringt.

Die  Begründung  Mushtaq  Ahmad  Khans  hat  gezeigt,  dass  sowohl
Frauenunterdrückung  als  auch  die  Geschlechterungleichheit  und  die
Diskriminierung von sexuellen Minderheiten eine Klassenfrage darstellen. So
gab  er  bei  Voice  of  America  zu,  dass  die  eigenständige  Wahl  des
Geschlechtes  „eine  Gefahr  für  die  Familie  und  das  Erbschaftssystem
darstellt“  und  es  „die  Tür  dafür  öffnet,  dass  220  Millionen  Menschen
auswählen zu können, irgendwas zu sein“. Die Familie ist in der bürgerlichen
Gesellschaft der Garant für das Überleben des kapitalistischen Systems, denn
sie dient in erster Linie dazu, das Privateigentum dort zu halten. Für Pakistan
ist  wichtig  anzumerken,  dass  insbesondere  in  islamischen Gesellschaften
Frauen den halben Anteil des Mannes am Erbe erhalten. Die mickrige Hälfte,
die ihnen zusteht,  wird dennoch als Teil  angesehen, der der Familie des
Mannes zustünde. Die Ängste, dass Privatbesitz anders verteilt würde, und
die  Bedrohung,  die  das  Gesetz  offensichtlich  für  das  „Familiensystem“
darstellt,  zeigen,  wie  die  Institutionen  der  Familie,  des  Klerus  und  des
Gesetzes  zusammenwirken,  um  die  Existenz  und  den  Fortbestand  des
Systems des Privateigentums zu sichern. Dieses System sorgt dafür, dass die
Reichen reich und die Armen arm bleiben. Es sorgt dafür, dass der Sohn
eines  Kapitalisten  auch  nach  dem  Tod  des  Vaters  Eigentümer  des
Familienunternehmens bleibt und der Sohn eines Arbeiters auch nach dem
Tod  seines  Vaters  zu  einem  Hungerlohn  arbeiten  muss.  Die  regressive
Anhäufung von Reichtum in  wenigen Händen kann ohne Familiensystem
nicht fortbestehen. Das derzeitige Gesetz zum Schutz von trans Personen
sieht vor, dass eine Person, die sich als trans Mann identifiziert, auch doppelt
so viel Erbe erhält wie eine trans Frau. In einem Land, in dem es üblich ist,
dass Brüder ihre Schwestern emotional so manipulieren, dass sie auf ihren
ohnehin schon geringen Anteil am Erbe verzichten, oder es sich einfach ohne
ihre Zustimmung aneignen, kann man sich vorstellen, welche Ängste das
Gesetz  bei  reaktionären  Männern  auslöst,  die  nun  mit  der  Bedrohung
konfrontiert  sind,  dass ihre leiblichen Schwestern sich möglicherweise in
Männer  „verwandeln“.  Auch  wenn  es  keine  Zahlen  gibt,  die  solche
lächerlichen Befürchtungen untermauern, ist die Klassenbasis dieser Ängste
mehr als deutlich.



Obwohl sie unbegründet sind, bedeuten sie in der Realität eine Bedrohung
für das Leben und die Sicherheit von trans Personen. Im Jahr 2021 wurden
nachweislich mindestens 20 trans Personen in Pakistan umgebracht.  Das
pakistanische  Religionsgericht  sowie  der  ständige  Ausschuss  für  die
Überprüfung  im  Senat  prüfen  die  Argumente  zum  Gesetz.  Der  Rat  für
Islamische  Ideologie  (ein  weiteres  Verfassungsorgan  Pakistans),  dessen
Aufgabe  es  ist,  die  pakistanischen  Gesetze  im  Lichte  des  Islam  zu
überprüfen, hat das Gesetz aus dem Jahr 2018 für unislamisch erklärt. Wenn
das Gesetz geändert wird, um die religiöse Rechte und ihre frauenfeindlichen
Verbündeten  in  fast  allen  etablierten  Parteien  Pakistans  zu  besänftigen,
käme  das  einer  großen  Niederlage  für  die  Arbeiter:innenklasse  und  die
unterdrückten Menschen in Pakistan gleich. Heute haben sie es auf trans
Personen  abgesehen.  Morgen  könnten  sie  versuchen,  den  Hidschab
(Verschleierung oder Kopfbedeckung nach islamischem Gesetz) im Namen
des Islam durchzusetzen wie ihre benachbarten Kleriker im Iran. Es ist ein
Teufelskreis,  in  dem die  imperialistischen Mächte  diese  Beispiele  nutzen
werden,  um zu Hause weiter  mit  der  Islamophobie  hausieren zu  gehen,
während  die  arbeitenden  Massen  sowohl  in  den  imperialistischen
Kernländern  als  auch  in  den  Halbkolonien  weiter  leiden.

Daher rufen wir Arbeiter:innen, Bauern/Bäuerinnen, Gewerkschaften und alle
fortschrittlichen Kräfte in Pakistan auf, sich gegen diese dogmatischen Kräfte
zu stellen. Wir können nur selbst etwas bewirken, denn die Bourgeoisie wird
keinen Finger  rühren.  Mushtaq Khan hatte  bereits  2021 versucht,  seine
unsägliche Agenda durchzusetzen. Doch es schlug damals dank des Einsatzes
von Shireen Mazari (pakistanische Politikerin und Menschenrechtsaktivistin,
Vorsitzende der Parlamentskommission für die Ernennung der/s Chef:in der
Wahlkommission  und  ihrer  Mitglieder)  fehl.  Gegenwärtig  braucht  die
pakistanische Bourgeoisie eine Angst, die sie über ihre Medien und Kleriker
in  den  Köpfen  der  Massen  hervorrufen  kann,  um  von  den  wirklichen
Problemen der Wirtschaftskrise, den verheerenden Überschwemmungen und
der ständig wachsenden Auslandsverschuldung abzulenken. Jamaat-e-Islami
spielt  langjährig  die  Rolle  der  Schutzmacht  eines  sich  auflösenden
kapitalistischen Systems. Ohne selbst je an die Macht kommen zu können,
besteht darin ihr einziger Job,  um sich ihren Anteil  an den Pfründen zu



sichern. Denn die Gruppe, auf die sie sich in der Gesellschaft  stützt,  ist
überschaubar. Es sind vor allem kleine Geschäftsleute und Händler:innen,
also Kleinbürger:innen. Historisch gesehen sind das genau diejenigen, die
dazu  mobil is iert  werden  können,  auch  mit  Gewalt  gegen  die
Arbeiter:innenklasse und ihre Organisationen vorzugehen. Genau deswegen
ist es unsere Aufgabe, sie nicht gewähren zu lassen und uns mit all unserer
Kraft gegen diese Attacken (auf Rechte von trans Personen) als Ausdruck
patriarchaler Gewalt durch reaktionäre Kräfte zu stellen. Unsere Brüder und
Schwestern im Iran weisen uns den Weg!

USA:  Anstieg  von  Femiziden
nach  Verschärfung  von
Abtreibungsgesetzen
von  Veronika  Schulz,  Artikel  aus  der  FIGHT  2023,  unserer  Zeitung
gemeinsam mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der
LFI) zum 8. März 2023

Die Angriffe auf hart erkämpfte Errungenschaften, Grund- und Bürgerrechte
im Zuge des Aufstiegs von Rechtspopulist:innen weltweit gehen weiter – und
erste Folgen sind jetzt schon spürbar. Trotz der Abwahl von Donald Trump
und der neuen Bundesregierung unter Joe Biden erleben wir in den USA
einen enormen Angriff auf Frauenrechte.

Insbesondere  reproduktive  und  Selbstbestimmungsrechte  von  Frauen
werden immer häufiger infrage gestellt. Damit wird Frauen der Zugang zu
Beratung sowie Abtreibung im Falle ungewollter Schwangerschaften bewusst
erschwert  oder  gleich  gänzlich  kriminalisiert,  was  neben  finanziellen
Belastungen  und  gesundheitlichen  Risiken  im  Falle  nun  illegal
durchgeführter Abbrüche weitere Auswirkungen mit sich führt: In den USA
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lässt  sich  bereits  ein  deutlicher  Anstieg  von  Femiziden  feststellen,
insbesondere  an  schwangeren  Frauen.

Hintergründe
Der Begriff Femizid (engl. femicide) wird seit Beginn des 19. Jahrhunderts in
Abgrenzung zum englischen Begriff „homicide“ (Mord, Totschlag) benutzt.
Die feministische Soziologin Diana Russell definiert Femizid als einen Mord
an einer weiblichen Person durch einen Mann auf Grund der Tatsache, dass
sie weiblich ist. Diese Definition schließt auch die Tötung von Kindern mit
ein.  Dadurch  wird  die  geschlechtsspezifische  Motivation  der  Morde
verdeutlicht, die Frauen durch Männer erleiden. Der Femizid stellt, noch vor
der Vergewaltigung, die höchste Manifestation der Unterdrückung der Frau
und eine extreme Form patriarchaler Gewalt dar.

Auch wenn Boulevardmedien mit  reißerischen Schlagzeilen das Gegenteil
suggerieren, so sind Femizide keine rein individuellen Tragödien. Während
die Täter beim Frauenmord in familiärem oder partnerschaftlichem Kontext
zwar einzelne Individuen oder kleine Gruppen sind, repräsentieren sie [beim
Feminizid, dem organisierten, massenhaften Femizid] eine gesellschaftliche
Kraft,  in  deren  Interesse  sie  agieren  –  z.  B.  eine  bestimmte  Sorte  von
Unternehmen, eine reaktionäre Bewegung.

Die gesellschaftliche Dimension von Femiziden, also Morden an Frauen, weil
sie Frauen sind, erfordert eine Betrachtung der Ursachen für die Zunahme
dieser Gewalttaten.

Der von konservativen Richter:innen dominierte Supreme Court (Oberster
Gerichtshof)  der  USA  hatte  im  Juni  2022  das  fast  50  Jahre  geltende
Grundsatzurteil „Roe vs. Wade“ aufgehoben. Dieses garantierte bisher das
landesweite  Grundrecht  auf  Abtreibung.  Durch  die  Entscheidung  des
Supreme  Court  können  Bundesstaaten  Schwangerschaftsabbrüche  nun
einschränken  oder  gänzlich  verbieten,  was  mehrere  konservativ  regierte
bereits getan haben. Das Urteil wurde deshalb nicht nur in den USA von
Abtreibungsgegner:innen als Sieg gefeiert.



Betroffen sind rund 40 Millionen Frauen im gebärfähigen Alter, die in US-
Bundesstaaten leben, in denen Abtreibungen entweder bereits verboten oder
nur in eng gefassten Ausnahmefällen möglich sind bzw. in absehbarer Zeit
verboten oder stark eingeschränkt werden.

Zunahme von Femizide an Schwangeren
Bereits  Ende  2021,  noch  vor  dem  Urteil  des  Supreme  Court  und  den
darauffolgenden Restriktionen, gab es Bedenken bezüglich einer Zunahme
von partnerschaftlicher Gewalt und Femiziden als mögliche Folgen: „Einige
Experten  befürchten,  dass  die  Einschränkung  des  Zugangs  zum
Schwangerschaftsabbruch gefährdete Frauen noch mehr in Gefahr bringen
könnte.“ So hatten Studien ohnehin belegt, dass partnerschaftliche Gewalt
durch bzw. während Schwangerschaften zunimmt. Frauen war es oft nicht
möglich,  ihre  Schwangerschaft  fortzusetzen,  und  sie  entschieden  sich
aufgrund häuslicher Gewalt zur Abtreibung. Die USA hatten demnach bereits
eine sehr hohe Rate an Müttersterblichkeit: „Im Jahr 2018 kamen in den USA
auf 100.000 Lebendgeburten 17 Müttersterblichkeitsfälle – mehr als doppelt
so viele wie in den meisten anderen Ländern mit hohem Einkommen.“

Forscher:innen  der  Harvard  School  of  Public  Health  kommen  zu  dem
Ergebnis, dass es in den USA für Schwangere oder Frauen, die vor kurzem
entbunden  haben,  wahrscheinlicher  ist,  ermordet  zu  werden,  als  durch
schwangerschafts-  oder  geburtsbedingte  Komplikationen  zu  sterben.
Tötungsdelikte an Schwangeren sind somit häufiger als solche Todesfälle
durch  Bluthochdruck,  Blutungen  oder  Sepsis,  wie  die  Forscher:innen  in
einem Leitartikel beschreiben.

Die Verbreitung von Gewalt in der Partnerschaft ist in den USA ohnehin
höher als in vergleichbaren Ländern. Die Gewalt endet oft tödlich und häufig
sind  Schusswaffen  im  Spiel.  Eine  weitere  Studie  der  Tulane  University
bestätigt  diesen  Trend,  wonach  Tötungsdelikte  eine  der  häufigsten
Todesursachen  bei  Schwangeren  und  Wöchnerinnen  in  den  USA  sind.

Die  genannten  Studien  können  durch  Zahlen  belegen,  dass  neben
schwangeren  Jugendlichen  insbesondere  schwarze  Schwangere  ein



wesentlich  höheres  Risiko  hatten,  getötet  zu  werden,  als  weiße  oder
hispanische. Dies verwundert nicht, da schwarze Arbeiter:innen in den USA
auch  heute  noch  strukturell  benachteiligt  sind,  schlechter  bezahlte  Jobs
haben,  oft  in  beengten  Wohnsituationen  leben  und  seltener
krankenversichert sind. Die ökonomischen Bedingungen wirken sich daher
für diese Bevölkerungsgruppe besonders negativ aus.

Ähnliche  Entwicklungen  konnten  auch  in  Deutschland  im  Zuge  der
Lockdowns  der  Coronapandemie  beobachtet  werden,  wo  aufgrund  der
schlechteren wirtschaftlichen Lage und der erzwungenen Nähe auf engstem
Raum partnerschaftliche Gewalt um ein Vielfaches zugenommen hat.

Somit  war  bereits  vor  den  Verschärfungen  und  Verboten,  die  auf  das
Grundsatzurteil des Supreme Court in einigen US-Bundesstaaten folgten, die
Ausgangslage  für  Schwangere  alles  andere  als  sicher.  Gesetze,  die  den
Zugang  von  Frauen  zu  Abtreibung  einschränken,  können  sie  weiter
gefährden, da die Kontrolle über die reproduktiven Entscheidungen einer
Frau oft eine Rolle bei Gewalt in der Partnerschaft spielt. Die Autor:innen der
Studie der Harvard School of Public Health weisen explizit darauf hin, dass
schwangerschaftsbedingte Tötungsdelikte vermeidbar sind, z. B. indem im
Rahmen von Vorsorgeuntersuchungen von Schwangeren gewaltgefährdete
Frauen identifiziert und Hilfestellungen angeboten werden können.

Arbeiter:inneneinheitsfront  für  freie
Abtreibung  und  körperliche
Selbstbestimmung
Doch wie kann, gemessen an diesen permanenten Angriffen und vielfältigen
Problemen, eine erfolgreiche Pro-Choice-Bewegung aufgebaut werden? Statt
nur auf Verschlechterungen zu reagieren, müssen wir selbst Verbesserungen
erkämpfen. Wir dürfen nicht auf den Staat vertrauen oder Illusionen in die
Demokratische  Partei  hegen.  Diese  konnte  bzw.  wollte  die  derzeitigen
Angriffe auf bestehende Frauenrechte nicht verhindern. Daher müssen wir
unabhängig von ihr gegen den Abbau von Frauenrechten kämpfen. Dabei
kommt es auf den Kampf als Klasse an, was bedeutet, dass er durch die



Arbeiter:innenklasse  geführt  und  von  ihren  Organisationen  unterstützt
werden  muss.

Wir fordern daher die Gewerkschaften auf, für eine gemeinsame Kampagne
zu mobilisieren. Betriebsräte könnten beispielsweise Betriebsversammlungen
einberufen, wo diese Themen und Fragen diskutiert werden. Darüber hinaus
können  Gewerkschaften  mit  Streik  als  Kampfmittel,  anders  als
Einzelpersonen oder andere Gruppen, ökonomischen und politischen Druck
auf Kapital und Regierung aufbauen.

Im Rahmen von Aktionstagen und für die Durchführung eines politischen
Streiks wäre es außerdem wichtig, Streik- und Aktionskomitees zu gründen,
die vor Ort mobilisieren, kollektive Erfahrungen ermöglichen und auf diese
Weise auch zur Stärkung und Demokratisierung des gemeinsamen Kampfes
beitragen. Ebenso sind Gewerkschaften personell und finanziell in der Lage,
internationale Kooperation und Koordination zu gewährleisten, z. B. durch
die  Organisation  zentraler,  internationaler  Aktionstage  zum  Thema
Abtreibungsrechte  und  Selbstbestimmung.  Dies  ist  wichtig,  da  die
Unterdrückung nicht nur in einem Land existiert und zusammen mehr Druck
aufgebaut werden kann.

Das  alles  darf  nicht  darüber  hinwegtäuschen,  dass  die  Einbindung  von
Gewerkschaften  auch  einige  Probleme  mit  sich  bringt.  Gerade  im
Dienstleistungsbereich, in dem hauptsächlich Frauen arbeiten, organisieren
sich nur wenige Arbeiter:innen in ihnen. Ebenso agieren Gewerkschaften
häufig reformistisch und beschränken sich auf die Besitzstandswahrung im
eigenen Interesse, anstatt Fortschritte für die gesamte Klasse zu erkämpfen.
Es  existiert  eine  Gewerkschaftsbürokratie,  die  ihren  Frieden  mit  dem
jetzigen System geschlossen und ihre Rolle selbst auf das Feilschen um Lohn
und  Arbeitsbedingungen  reduziert  hat.  Revolutionäre  Kommunist:innen
müssen  sich  deshalb  für  eine  klassenkämpferische,  antibürokratische
Basisbewegung einsetzen, die sich der bürokratischen Spitze entgegenstellt,
um die Gewerkschaften zu einem Glied in den Reihen des Kampfes für den
Sozialismus umzugestalten.

Des  Weiteren  rufen  wir  alle  bestehenden  Pro-Choice-Bündnisse  und  -



Bewegungen aktiv dazu auf, auch weiterhin gegen den bestehenden Abbau
von Frauenrechten zu kämpfen und den Protest erneut auf die Straße zu
tragen. Lasst uns die bisher bestehenden Bündnisse und Mobilisierungen
bündeln und einen gemeinsamen Aktionstag für den Kampf für Frauenrechte
ausrufen!

Gegenwehr
Zur  Verhinderung  von  Femiziden  ist  der  Aufbau  von  Organen  der
Gegenmacht erforderlich. Um die Verelendung der Klasse zu verhindern und
rechtspopulistischen  oder  protofaschistischen  Kräften  das  Handwerk  zu
legen,  müssen  wir  Mittel  des  Klassenkampfes  einsetzen,  die
notwendigerweise die Machtfrage selbst aufwerfen. Einmal mehr zeigt sich,
dass der Kampf gegen Frauenunterdrückung in all ihren Formen untrennbar
mit dem gegen den Kapitalismus verbunden ist.

Zur  Abwehr  weiterer  Angriffe  auf  Abtreibungsrechte,  aber  auch  zur
Durchsetzung  des  Selbstbestimmungsrechts  über  den  eigenen  Körper,
welches selbst in Staaten mit liberaler Gesetzgebung bisher eingeschränkt
ist,  haben wir einige Forderungen aufgestellt,  die es zu erkämpfen gilt –
national und international:

Für  die  Aufhebung  aller  Abtreibungsverbote!  Uneingeschränktes
Recht  auf  Schwangerschaftsabbruch  als  Teil  der  öffentlichen
Gesundheitsversorgung! Abtreibungen müssen sicher und von den
Krankenkassen/öffentlichen Gesundheitsdiensten finanziert werden!
Für  den  f lächendeckenden  Ausbau  an  Beratungs-  und
Behandlungsstellen!  Für  uneingeschränkten  und  transparenten
Zugang  zu  Informationen,  Ärzt:innen  und  Kliniken!
Schluss  mit  der  internationalen Stigmatisierung von abtreibenden
Frauen!  Raus  mit  jedweder  Rel igion  und  „Moral“  aus
Gesundheitssystem und Gesetzgebung! Das Leben einer Frau muss
immer über dem eines ungeborenen Fötus stehen!
Vollständige Übernahme aller Kosten für Verhütungsmittel durch den
Staat bzw. die Krankenversicherung!



Ausbau  von  Kitas  und  Kinder-/Jugendbetreuungsangeboten,  um
Eltern zu entlasten!
Für  viel  mehr  finanzielle  und gesellschaftliche Unterstützung von
insbesondere (jungen) Frauen und Alleinerziehenden und dafür, dass
minderjährige Frauen mit einer Schwangerschaft nicht alle Chancen
auf eine gute Zukunft verlieren!
Langfristig:  Für  die  Kollektivierung  der  Kindererziehung  in  der
Gesellschaft!
Für  den  Ausbau  von  Schutzräumen  für  Opfer  sexueller  Gewalt,
Schwangere und junge Mütter!

Ärzt:innen  dürfen  die  Entscheidung  zur  Geburtshilfe  (Entbindung)  bei
überlebensfähigen Föten treffen. Gegen leibliche Zwangselternschaft für so
geborene Kinder! Der Staat soll für sie aufkommen und sich um sie kümmern
bzw. zur Adoption freigeben! Adoptionsvorrang für leibliche/n Vater und/oder
Mutter, falls sie das Kind später großziehen wollen und dieses zustimmt!
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Widerstand: Aber wie?
Leonie Schmidt / Katharina Wagner, Artikel aus der FIGHT 2023, unserer
Zeitung  gemeinsam  mit  der  Gruppe  Arbeiter:innenmacht  (und  anderen
Sektionen der LFI) zum 8. März 2023

In den letzten Jahren haben die weltweiten Krisen immer mehr zugenommen.
Seien  es  zum  einen  die  Auswirkungen  der  Coronapandemie,
Umweltzerstörung und zunehmender Klimawandel  oder zum anderen der
derzeit  stattfindende  Ukrainekrieg  mit  einhergehender  Inflation  und
Energiekrise.  Ursache  von  alle  dem:  der  Kapitalismus.  Die  Kosten  und
Konsequenzen werden natürlich auf dem Rücken der Arbeiter:innenklasse
ausgetragen.  Zusätzlich  kommen  rechtskonservative  Kräfte   in  vielen
Ländern an die Regierung oder rechte Bewegungen erlangen mehr Relevanz.
Oftmals wollen diese Kräfte traditionelle, reaktionäre Rollenbilder vertreten
und das Kapital stärken.

Die Wirtschaftskrise 2007/08 hatte bereits für einen starken Rollback gegen
Frauen gesorgt und die Coronapandemie diesen zusätzlich verstärkt: erstens
aufgrund einer neuen Wirtschaftskrise, welche durch die zugespitzte Lage
katalysiert wurde; zweitens durch die Lockdowns, welche häusliche Gewalt
verstärkten,  sowie  die  Überlastung  der  Pflege,  in  welcher  ebenfalls
mehrheitlich  Frauen  beschäftigt  sind.  Hinzu  kommen nun  noch  der  seit
Februar  2022  geführte  Ukrainekrieg  und  die  damit  einhergehende
Energiekrise, was zusammen genommen zu weltweiter Inflation und enormen
Preissteigerungen geführt hat.

Auch diesmal leisten Frauen weltweit massiven Widerstand dagegen. So zum
Beispiel im Iran, wo sie seit dem gewaltsamen Tod von Mahsa (kurdischer
Name  Jina)  Amini  nach  ihrer  Verhaftung  durch  die  „Sittenpolizei“  im
September 2022 weiterhin ihren Protest unter dem Motto „Jin, Jiyan, Azadi“
(kurdisch  für  „Frauen,  Leben,  Freiheit“)  gegen  das  religiöse,

https://onesolutionrevolution.de/widerstand-aber-wie/
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unterdrückerische  Regime  und  die  herrschende  Diktatur  auf  die  Straße
tragen. Und das trotz enormer Repression, zahlreicher Verhaftungen, Folter
und bereits vollstreckter Todesurteile. Mittlerweile konnten sie eine breite
gesellschaftliche  Unterstützung  quer  durch  alle  Altersgruppen  und
Geschlechter für ihren Kampf erreichen und damit enormen Druck auf das
Regime ausüben.

Anlässlich  des  internationalen  Tages  gegen  Gewalt  an  Frauen  am  25.
November gingen ebenfalls weltweit Frauen auf die Straße, um gegen ihre
Unterdrückung  zu  kämpfen.  Eine  weiterer  großer  Aktionstag  unter  dem
Slogan „One Billion Rising“ fand am Valentinstag statt, an dem sich weltweit
rund 1 Milliarde Frauen an dem Flashmob beteiligten, um gegen Gewalt an
Frauen und für Gleichberechtigung einzutreten.

Darüber hinaus gab es in den letzten Jahren immer wieder große Proteste:
Ob nun im Rahmen der letzten Sommer stattfindenden Verschärfungen des
Abtreibungsrechts in den USA oder anlässlich des Austritts der Türkei aus
der Istanbuler Konvention zum Schutz von Frauen im Juli 2021  – überall auf
der Welt demonstrierten Millionen Frauen für ihre Rechte.

Des  Weiteren  spielen  Frauen  auch  im  Kampf  gegen  den  derzeitigen
Ukrainekrieg  eine  zentrale  Rolle.  So  organisieren  sie  in  Russland
beispielsweise innerhalb der Bewegung „feministischer Widerstand gegen
den Krieg“ (Feminist Anti-War Resistance; FAR) vielfältige Proteste gegen
Putins Angriffskrieg in der Ukraine.

Was all diese feministischen Proteste eint, ist, dass sie meist (spontan) um
aktuelle   Vorfälle  entstehen  und  spezifische  Forderungen  aufstellen.  Sie
werden allerdings meist nicht mit anderen bestehenden Bewegungen wie
z.  B.  der  Klimabewegung  oder  Kämpfen  gegen  Preissteigerungen  und
Inflation koordiniert.  Daher bleiben sie  häufig national  isoliert  und stark
hinter ihren Mobilisierungsmöglichkeiten zurück.

Was brauchen wir?
Für  eine  internationale,  erfolgreiche  Frauenbewegung  müssen  wir



anerkennen, dass der Kampf um Frauenbefreiung (und die Befreiung anderer
geschlechtlich  Unterdrückter)  eng  mit  dem  gegen  den  Kapitalismus
verknüpft  sein  muss,  denn  die  Frauenunterdrückung  wurzelt  in  der
Klassengesellschaft  und  ihre  materiellen  Ursachen  müssen  abgeschafft
werden,  um  diese  selber  vollständig  verschwinden  zu  lassen.

Einen Fokus stellt dabei die Reproduktionsarbeit in der Arbeiter:innenfamilie
dar,  in  welcher  die  Ware  Arbeitskraft  (re)produziert  wird,  also  durch
Hausarbeit, Erziehung, Carearbeit etc. Diese ist  wichtig für den Fortbestand
des Kapitalismus und wird vornehmlich von Frauen ausgeführt. Es ist dabei
wesentlich, deren Vergesellschaftung und gleiche Verteilung auf alle selbst
als  Teil  des  Klassenkampfes  zu  begreifen,  als  Kampf  der  gesamten
Arbeiter:innenklasse.

Entgegen den bürgerlichen Vorstellungen einer alle Klassen umfassenden
Frauenbewegung muss berücksichtigt werden, dass es auch unter Frauen
gegensätzliche Klasseninteressen gibt und diese in einer solchen Bewegung
nicht  einfach  „ausgeglichen“  werden  können.  So  verfolgen  Frauen  des
(höheren)  Kleinbürgertums  und  der  Bourgeoisie  andere  Interessen,  wie
bspw.  Frauenquoten  und  Plätze  in  der  Chefetage,  während  das  für
proletarische  Frauen  nicht  relevant  ist.  Während  letztere  um
existenzsichernde und gleiche Löhne kämpfen müssen, wollen bürgerliche
„Schwestern“ und jene aus den gehobenen Mittelklassen diese möglichst
gering  halten,  um  die  Profite  und  Einkommen  ihrer  eigenen  Klasse  zu
sichern.

Ähnlich  wie  kleinbürgerliche  Ideologien  erkennen  sie  den  engen
Zusammenhang  von  Kapitalismus  und  Privateigentum  mit  der
Frauenunterdrückung  nicht,  von  der  Unversöhnlichkeit  der
Klassengegensätze  ganz  zu  schweigen.  Sie  erblicken  vielmehr  in  deren
ideologischen Ausdrucksformen (Stereotypen, Geschlechterrollen, sexuellen
Vorurteilen,  Heterosexismus  …  )  die  Ursache  der  Unterdrückung.  Ihre
Strategie erschöpft sich in verschiedenen Formen des liberalen, radikalen
oder reformistischen Feminismus, was ihre relativ privilegierte Stellung als
Kleineigentümer:innen  oder  Akademiker:innen  (Bildungsbürger:innen)
gegenüber  der  Masse  der  werktätigen  Frauen  widerspiegelt.



Dementsprechend  ist  eine  klare  antikapitalistische  Ausrichtung  relevant
sowie  die  Verknüpfung  von  Kämpfen  der  Frauenbewegung  und  der
Arbeiter:innenklasse.

Angesichts des globalen Rechtsrucks ist es dabei unbedingt notwendig, sich
als  ersten  Schritt  auf  gemeinsame  Forderungen  für  den  koordinierten
globalen Kampf zu einigen. Dafür schlagen wir folgende Eckpunkte vor:

1. Volle rechtliche Gleichstellung und Einbeziehung in
den Produktionsprozess!
Auch wenn gefeiert worden ist, dass nun fast überall auf der Welt Frauen
wählen dürfen, haben sie vielerorts nicht die gleichen Rechte. Das bedeutet
praktisch  beispielsweise  erschwerte  Scheidungsmöglichkeit  oder  keine
politische Teilhabe. Ein Verbot, arbeiten zu gehen oder dies nur von zuhause
aus tun zu können, bedeutet vollkommene ökonomische Abhängigkeit von
Partner oder Familie. Dort, wo diese Frauen nicht organisiert sind, müssen
wir die Gewerkschaften dazu auffordern, sie für unsere Reihen zu gewinnen.
Dies ist ein wichtiger Schritt,  der deutlich macht, dass auch sie Teil  der
Arbeiter:innenklasse sind.

2. Gleiche Arbeit, gleicher Lohn!
Während  Reaktionär:innen  versuchen,  den  Lohnunterschied  damit  zu
erklären, dass Frauen einfach in weniger gut bezahlten Berufen arbeiten,
weil sie angeblich „nicht so hart arbeiten können“ wie Männer, ist für uns
klar: Der Unterschied in der Lohnhöhe folgt aus der geschlechtsspezifischen
Arbeitsteilung,  die  der  Kapitalismus  reproduziert.  Der  Lohn  der  Frau
erscheint bis heute in den meisten Ländern als „Zuverdienst“ zu dem des
Mannes.

3. Selbstbestimmung über den eigenen Körper!
Ob  durch  re l ig iöse  Vorschr i f ten ,  rass is t i sche  Hetze  oder
Abtreibungsgegner:innen:  Überall  auf  der  Welt  sind  Frauen  damit
konfrontiert, dass man versucht, über ihre Körper zu bestimmen. Deswegen
treten wir  dafür  ein,  dass sie  selbstständig entscheiden können,  was sie



anziehen dürfen oder ob sie schwanger werden oder bleiben wollen.

4. Recht auf körperliche Unversehrtheit!
Ob nun sexuelle Grenzüberschreitungen, Vergewaltigungen oder Femizide:
Gewalt gegen Frauen ist allgegenwärtig!

Dabei ist herauszustellen, dass dies ein internationales Problem verkörpert
und  nicht  auf  bestimmte  Regionen  bzw.  Religionen  beschränkt  ist,  wie
manche  Reaktionär:innen  behaupten.  Es  ist  vielmehr  eine  Frage  der
gesellschaftlichen Basis und der politischen Bedingungen, wo und wie stark
religiöse Vorstellungen zur Ideologie rückschrittlicher Bewegungen werden
und Einfluss gewinnen.

Essentiell  ist  es,  die  Forderung  nach  Selbstverteidigungskomitees
aufzuwerfen, die in Verbindung mit der Arbeiter:innenbewegung und den
Unterdrückten stehen. Der Vorteil  solcher Strukturen besteht darin,  dass
Frauen  nicht  passive  Opfer  bleiben  sollen,  sondern  man  ihnen  die
Möglichkeit gibt, sich aktiv gegen Unterdrückung zu wehren. Daneben ist
diese Forderung für Marxist:innen wichtig, weil wir nicht auf Polizei oder
Militär als verlässliche Verbündete setzen können. Diese stehen oft vielmehr
auf  der  Seite  der  Täter  oder  sind  selbst  welche.  Außerdem  schaffen
Selbstverteidigungsstrukturen ein Gegengewicht gegen ihr Gewaltmonopol
und das des bürgerlichen Staates allgemein.

5. Vergesellschaftung der Hausarbeit!
Dies ist eine essentielle Forderung, um die Doppelbelastung von Frauen zu
beenden und letzten Endes auch einer der Schritte, die die geschlechtliche
Arbeitsteilung – und mit ihr die Stereotype – beenden. Grundgedanke ist es,
die Arbeit, die wir tagtäglich verrichten, um uns zu reproduzieren (essen,
Wäsche  waschen,  Kindererziehung),  nicht  länger  im  stillen  Kämmerlein
alleine zu absolvieren,  sondern sie kollektiv zu organisieren und auf alle
Hände zu verteilen. Dies kann dann beispielsweise in großen Wohneinheiten,
Kantinen oder Waschküchen erfolgen.



Aufbau einer proletarischen Frauenbewegung!
Diese Frauenbewegung muss multiethnisch und international sein, da das
Patriarchat und der Kapitalismus ein weltweites System darstellen und es in
den vorherrschenden kleinbürgerlich geprägten Feminismen oftmals nur um
„die  westliche,  weiße  Cisfrau“  geht.  Es  ist  wichtig,  dass  eben  auch  die
Belange  von  Frauen  aus  halbkolonialen  Ländern  oder  rassistisch
Unterdrückten in imperialistischen Staaten ins Zentrum gerückt werden, weil
sie  unter  besonders  heftigen Formen der  Ausbeutung leiden und,  global
betrachtet, den größten Teil der proletarischen Frauen ausmachen.

Des  Weiteren  darf  es  sich  nicht  nur  um  einen  losen  Zusammenschluss
handeln,  da  dessen  Mobilisierungspotential  zeitlich  ebenso  wie  in  der
Schlagkraft begrenzt ist, wenn es sich nur um unkoordinierte lokale bzw.
nationale Aktionen handelt. Die Frauenbewegung steht dann letzten Endes
vor zwei Aufgaben:

Erstens,  sich  als  globale,  organisierte  Bewegung  um gemeinsame  Ziele,
verbindliche  Aktionen  und  Kampagnen  zu  koordinieren.  Dazu  müssen
gemeinsame Bezugspunkte wie die obigen Forderungen gefunden, aber auch
gemeinsame Kämpfe verschiedener Strömungen geführt werden. So bspw.
mit  der  Organisierung  von  Streiks  im  öffentlichen  Dienst,  der
Umweltbewegung  oder  der  Bewegung  gegen  Rassismus.  Beispielsweise
könnte auch der gemeinsame Kampf gegen Inflation und Preissteigerungen
oder den Ukrainekrieg relevant werden. Diese Forderungen müssen in die
Bereiche unseres alltäglichen Lebens getragen werden wie Schule, Uni und
Arbeit. Hier müssen wir uns dafür einsetzen, dass darüber nicht nur geredet
wird,  sondern auch konkrete Errungenschaften damit  einhergehen.  Dafür
müssen  Aktions-  und  Streikkomitees  aufgebaut  werden.  Mit  diesen
alltäglichen Forderungen wie bspw. Recht auf körperliche Selbstbestimmung
ist es revolutionären Frauen möglich, einen gemeinsamen Kampf auch mit
Reformist:innen oder kleinbürgerlichen Feminist:innen führen.

Entscheidend  ist  jedoch,  welche  Klasse  einer  solchen  Bewegung  ihren
Stempel aufdrückt. Oben genannte Forderungen können dabei die Grundlage
für  den  Aufbau  einer  internationalen,  proletarischen  Frauenbewegung



bilden,  in  der  Revolutionär:innen um politische Hegemonie  und Führung
kämpfen.

Eng  damit  verbunden  damit  ist  eine  zweite  Aufgabe,  nämlich  für  eine
Internationale zu werben und die Notwendigkeit dieser Organisierungsform
aufzuzeigen. Eine Bewegung braucht nicht nur gemeinsame Forderungen,
sondern auch eine  Führung und klare  klassenpolitische Ausrichtung,  um
erfolgreich zu sein. Wohin lose, wenngleich dynamische Bewegungen führen,
können  wir  an  verschiedensten  Kämpfen  sehen:  seien  es  der  Arabische
Frühling,  Fridays  for  Future  oder  auch  die  Frauen*streikbewegung.  Die
Dominanz  bürgerlicher,  kleinbürgerlicher  oder  reformistischer  Kräfte  hat
diese Bewegungen selbst in eine Krise oder gar zum Scheitern geführt.

Revolutionäre Frauen stehen daher nicht „nur“ vor der Aufgabe, in aktuellen
feministischen  Bewegungen  und  anderen  Foren  und  Kämpfen  um  eine
klassenpolitische Ausrichtung zu ringen.  Wir müssen uns auch in aktuelle
Tarifauseinandersetzungen beispielsweise im öffentlichen Dienst einschalten.
Auch die Unterstützung von Klimaaktivist:innen oder Aktionen zum Kampf
gegen  Inflation  und  Preissteigerungen  sind  eine  wichtige  Aufgabe  von
Revolutionärinnen.  Zudem  müssen  wir  unter  jenen  Kräften,  die  die
Notwendigkeit  einer  internationalen,  ja  selbst  einer  proletarischen
Frauenbewegung anerkennen, zu Konferenzen aufrufen, um zu gemeinsamen
Forderungen und international  koordinierten  Aktionen  zu  kommen.  Dazu
müssen  wir  auch  reformistische  Organisationen  wie  Linkspartei,  DGB-
Gewerkschaften oder selbst die SPD sowie feministische Gruppierungen und
Kampagnen ansprechen, um so vor allem deren Basis in die Aktion zu ziehen,
gemeinsame  Kämpfe  zu  führen  und  zugleich  praktisch  die  Fehler  der
reformistischen Führung offenzulegen.

Die  gemeinsame  Aktion  und  der  Kampf  für  eine  internationale
Frauenbewegung  erfordern  auch  ein  internationales  Programm  und  den
Kampf für  eine neue Arbeiter:inneninternationale.  Dies  ergibt  sich schon
daraus,  dass  die  Frauenunterdrückung  selbst  untrennbar  mit  dem
kapitalistischen  System verbunden  ist,  also  nur  durch  den  Sturz  dessen
wirklich beseitigt werden kann. Daher ist der Kampf für eine proletarische
Frauenbewegung  untrennbar  mit  dem  für  eine  revolutionäre,  Fünfte



Internationale  verbunden.

Skizze der Weltlage
Emilia Sommer, Artikel aus der FIGHT 2023, unserer Zeitung gemeinsam mit
der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der LFI) zum 8.
März 2023

Nach der Pandemie Luft holen? Kaum möglich. Das letzte Jahr bot ein breites
Repertoire an kapitalistischen Krisensymptomen. Angefangen mit dem noch
immer anhaltenden Krieg in der Ukraine über große Aufstände wie im Iran
oder in Sri Lanka, die mit massiver und gewaltsamer Repression bekämpft
wurden  und  immer  noch  werden,  bis  hin  zur  Inflation  und  damit
einhergehenden massiven Preissteigerungen. Als ob das nicht genug wäre, so
merken wir schon jetzt sehr deutlich die Auswirkungen des Klimawandels
wie beispielsweise bei der Flut in Pakistan, die im Spätsommer 2022 ein
Drittel der Landesfläche überflutete. Es scheint, als würde eine Krise die
nächste  jagen,  und  dazwischen  gibt  es  keine  Zeit  zum Aufatmen.  Doch
warum ist das so? Woher kommt das und wie wirkt es sich auf die ohnehin
prekäre Lage von Frauen aus?

Es herrscht Krise – aber warum?
Ökonomische betrachtet, besteht der zentrale Grund für die gegenwärtige
Krisenperiode darin, dass die Ursachen der Finanzkrise 2007/08 nie gelöst
wurden. Die Regierungen haben nur deren Auswirkungen im Zaum gehalten.
Im  Kapitalismus  erfordern  Krisen  eigentlich  die  Vernichtung  von
überschüssigem Kapital, um einen neuen Wachstums- und Expansionszyklus
einzuleiten.  Doch das  hätte  auch  die  Vernichtung von  industriellem und
Finanzkapital aus den imperialistischen Metropolen in großem Stil erfordert.

Stattdessen wurden sie mit der Politik des „billigen Geldes“ und massiven
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Schulden  gerettet.  Die  Krisenkosten  wurden  durch  soziale  Kürzungen,
steigende Preise  und die  Ausdehnung prekärer  Arbeit  (wie  zum Beispiel
Leiharbeit, Zeitarbeit und befristete Arbeitsverhältnisse) auf den Rücken der
Arbeiter:innenklasse  abgewälzt  –  und natürlich  auch auf  die  bäuerlichen
Massen im globalen Süden.

Die  Niedrigzinspolitik,  die  zunehmende  Privatisierung  von  öffentlichen
Unternehmen,  eine  massive  globale  Verschuldung  und  viele  weitere
„Maßnahmen gegen die Krise“ schafften es nicht, eine neue ökonomische
Dynamik zu entfachen, und die Wirtschaft stagnierte. Gleichzeitig sorgen sie
dafür, dass nun der Spielraum, die aktuelle Situation abzufedern, wesentlich
geringer ist.

Durch die Coronapandemie wurde die sich vorher schon anbahnende erneute
Wirtschaftskrise  ausgelöst  und  massiv  verschärft.  Denn  durch  das  Virus
haben sich die Finanz- und die Gesundheitskrise synchronisiert.  Im Zuge
dessen  stieg  die  Verschuldung  auf  das  Dreifache  des  Welt-BIP
(Bruttoinlandsprodukt aller Länder). Die Verwertung des Kapitals stagniert
und  es  kommt  zu  einer  zunehmenden  Blasenbildung  (Ausdehnung  des
spekulativen und fiktiven Kapitals).

Das  Ergebnis:  massiv  steigende  Konkurrenz  zwischen  imperialistischen
Kräften im Kampf um die Neuaufteilung der Welt. Denn niemand verfolgt das
Interesse, als „Krisenopfer“ von anderen übertrumpft zu werden. In diesem
Zusammenhang muss auch die reaktionäre russische Invasion in der Ukraine
betrachtet werden. Die Karten der internationalen Beziehungen werden neu
gemischt und zugleich haben sie erhebliche Auswirkungen auf die globale
Wirtschaftsordnung.

Dabei konnte die NATO unter Führung der USA ihre eigenen Interessen
stärken  und  beispielsweise  den  Block  der  EU  dazu  bringen,  die
Wirtschaftsbeziehungen gegenüber dem russischen Imperialismus auf Eis zu
legen. Durch den Krieg sowie die Sanktionen der G7 sind die Folgen der
Unterbrechung  der  Getreide-,  Gas-  und  Ölversorgung  weit  über  Europa
spürbar. Insbesondere die Inflation befeuert die aktuelle Lage.



Derzeit befinden wir uns bereits in einer globalen Hochinflationsphase, die
laut  einer  Studie  von  Economic  Experts  Survey  (EES),  internationalen
Wirtschaftsexpert:innen, bis 2026 anhalten könnte. Allerdings gibt es hier
sehr große Unterschiede. Die höchsten Inflationsraten weltweit mit deutlich
über 20 % werden in diesem Jahr in Nord- und Ostafrika, Teilen Asiens und
Südamerika erwartet. Europa und Nordamerika haben durchschnittlich mit
rund 10 % Inflationsrate zu kämpfen. In 50 asiatischen und afrikanischen
Ländern  ist  die  Ernährungssicherheit  gefährdet.  Infolge  der  erneut
gestiegenen Lebensmittelpreise sind Hungersnöte und Hungerkrisen neben
Angriffen auf die ArbeiterInnenklasse weltweit zu erwarten, was wiederum
Regierungskrisen wie in Sri Lanka befeuert.

Konkrete Verschlechterung
Wie  bereits  geschrieben,  hat  die  Coronapandemie   eine  weltweite  Krise
ausgelöst, die die Situation der Frauen massiv verschlechterte. Dabei haben
sie  beispielsweise  in   informellen  Beschäftigungsverhältnissen  schon
während des ersten Monats der Pandemie 70 % ihres Einkommens verloren.
Weltweit ging die Beschäftigung von Frauen zwischen 2019 und 2020 um
4,2  %  zurück,  während  sie  bei  Männern  um  „nur“  3  %  sank,  so  ein
Kurzbericht  der  Internationalen  Arbeitsorganisation  (ILO)  aus  dem  Jahr
2021. Darüber hinaus haben die Doppelbelastung durch Carearbeit und die
Gewalt gegen Frauen massiv zugenommen.

Das Problem an der aktuellen Lage besteht darin, dass vielerorts der Stand
vor der Pandemie nicht wieder erreicht worden ist. Der Krieg in der Ukraine,
der die Preissteigerungen befeuert, verschärft also die Situation erneut. Der
Zustand einzelner Bereiche wie die Belastung in der häuslichen Carearbeit
hat  sich  zwar  gebessert,  dennoch  gibt  es  viele,  in  denen  es  zu  einer
Überlappung der Krisenfolgen kommt oder die Auswirkungen sich erst später
bemerkbar machen wie beispielsweise bei der Frage der Altersarmut.

Beschäftigung und Armut
Die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) gibt in ihren Trends für 2023 an,
dass Frauen und junge Menschen auf dem Arbeitsmarkt deutlich schlechter



dastehen  als  der  Durchschnitt  der  Lohnabhängigen.  Weltweit  lag  die
Erwerbsquote der Frauen im Jahr 2022 bei 47,4 Prozent, während sie bei den
Männern 72,3 Prozent betrug. Dieser Unterschied von 24,9 Prozentpunkten
bedeutet, dass auf einen nicht erwerbstätigen Mann zwei nicht erwerbstätige
Frauen  kommen.  Konkret  bedeutet  das,  dass  mehr  Frauen  aus  dem
Arbeitsmarkt  ausgeschlossen wurden und nun einen schwereren Einstieg
haben.

Längerfristig verstärkt dies die kaum verwunderliche Tendenz, dass weltweit
Frauen  häufiger von Armut betroffen sind als Männer. Hinzu kommt eine
generelle verstärkte Altersarmut bei Frauen, die dadurch begünstigt wird,
dass  sie  weniger  im gleichen Beruf  verdienen,  durch Schwangerschaften
teilweise aus dem Arbeitsmarkt ausscheiden und danach meist für weniger
Geld wieder integriert werden und generell häufiger in Teilzeitbeschäftigung
gedrängt werden und somit weniger verdienen, um die Reproduktionsarbeit
im Haushalt verrichten zu können.

Inflation und Energiepreise
Die aktuelle Lage mit der Teuerung von Lebensmitteln sowie Energiepreisen
bedeutet, dass Frauen zum einen verstärkter in Armut leben. Im April 2022
publizierten die Vereinten Nationen den Bericht „Global Gendered Impacts of
the  Ukraine  Crisis  on  Energy  Access  and Food Security  and Nutrition“.
Hieraus geht eindeutig hervor, dass der Ukrainekrieg global die Versorgung
mit Lebensmitteln und Energie massiv verschlechtert hat. Dies liegt an der
Schlüsselrolle  Russlands  und  der  Ukraine  auf  den  globalen  Märkten  für
Energie und Grundnahrungsmittel.

So  sind  die  Lebensmittelpreise  seit  Januar  2022  um  über  50  Prozent
gestiegen, während Rohöl um über 33 Prozent teurer geworden ist. Über 90
Prozent  des  Weizens  in  Armenien,  Aserbaidschan,  Eritrea,  Georgien,  der
Mongolei  und Somalia wurden aus Russland und der Ukraine importiert.
Dadurch  sind  diese  Länder  in  hohem Maße  von  Ernährungsunsicherheit
bedroht. Außerdem bildet die Ukraine eine wichtige Weizenquelle für das
Welternährungsprogramm (WFP), das 115,5 Millionen Menschen in mehr als
120  Ländern  unterstützt.  Dabei  ist  zu  betonen,  dass  dieser  Engpass



langfristig auftreten wird. Schätzungen gehen davon aus, dass 30 Prozent
der ukrainischen landwirtschaftlichen Flächen aufgrund des Krieges nicht
mehr  nutzbar  sind.  Hinzu  kommen  schlechtere  Ernten  durch  fehlende
Kapazitäten,  Felder  instand  zu  halten,  was  die  Situation  perspektivisch
verschärfen könnte.

Carearbeit – bezahlt und unbezahlt
Bekanntlich  stellt  der  Sozial-  und  Pflegesektor  ein  wichtiges
Beschäftigungsfeld für Frauen dar. Das wird auch deutlich, wenn man sich
die Studie der ILO „The gender pay gap in the health and care sector: A
global analysis in the time of COVID-19” aus dem Jahr 2022 genauer ansieht.
Ihr  zufolge  liegt  der  Anteil  der  Arbeitskräfte  im  Gesundheits-  und
Pflegesektor an der weltweiten Gesamtbeschäftigung bei 3,4 % und ca. 67 %
aller Beschäftigten in diesem Bereich sind weiblich. Herauszustreichen ist
dabei, dass der Durchschnittsverdienst in diesem Sektor niedriger ausfällt als
in  anderen  Segmenten  des  Arbeitsmarktes.  Hinzu  kommt,  dass  das
geschlechtsspezifische Lohngefälle mit 24 % im Durchschnitt höher ist als in
anderen  Sektoren,  was  darin  begründet  liegt,  dass  auch  hier  Frauen
wesentlich  stärker  in  den  schlecht  bezahlten  Bereichen  arbeiten  sowie
miesere Bedingungen für den Wiedereinstieg nach einer Schwangerschaft
vorfinden.  Betont  sei,  dass  die  Pandemie  die  Arbeitsbedingungen massiv
verschlechtert hat. Insbesondere die Situation in Krankenhäusern spitzt sich
weiter zu.

Ebenso angespannt war sie bezüglich der unbezahlten Reproduktionsarbeit.
Besonders  betroffen waren hierbei  Eltern sowie  jene,  die  Angehörige zu
Hause  pflegen,  durch  den  Wegfall  von  Schulen,  Kitas  und  weiteren
Unterstützungsangeboten. Dabei gaben  Mütter fast dreimal so häufig wie
Väter an,  dass sie den Großteil  oder die gesamte zusätzliche unbezahlte
Betreuungsarbei t  aufgrund  Schl ießung  von  Schulen  oder
Kinderbetreuungseinrichtungen übernommen haben: 61,5 % der Mütter von
Kindern  unter  12  Jahren  geben  an,  dass  sie  den  größten  Teil  oder  die
gesamte  zusätzliche  Betreuungsarbeit  übernommen  haben,  während  nur
22,4 % der Väter tun. So ist es kaum verwunderlich, dass besonders diese



Mütter die Gruppe verkörpern, die zwischen dem vierten Quartal 2019 und
dem dritten Quartal 2020 im Durchschnitt der OECD-Länder am ehesten von
der Erwerbstätigkeit in die Nichterwerbstätigkeit wechselten. Zwar hat sich
die Situation unmittelbar durch die Öffnung der Betreuungsangebote wieder
erholt.  Doch  die  Pandemie  hat  die  bereits  existierende  Kluft  in  der
unbezahlten  Reproduktionsarbeit  verstärkt  und  durch  die  schlechtere
Position  von  Frauen  auf  dem  Arbeitsmarkt  nachhaltig  verschlechtert.

Warum eigentlich?
Wie  wir  an  diesen  Beispielen  sehen,  trifft  es  Frauen  in  Krisensituation
wesentlich  stärker.  Denn  gerade  in  solchen  Perioden  wird  die
Reproduktionsarbeit  im  Kapitalismus  systematisch  ins  Private  gedrängt.
Kosten  für  v.  a.  öffentliche  Kindererziehung,  Kranken-  und  Altenpflege
erscheinen als unnütze, unproduktive Arbeit, da sie oft keinen Mehrwert für
ein Kapital schaffen. Diese Arbeiten sind zwar gesellschaftlich notwendig und
letztlich auch für die Reproduktion des Gesamtkapitals erforderlich, aber sie
werfen meistens keinen Profit für Einzelkapitale ab. Daher drängen diese
darauf, dass die staatlichen Kosten dafür als erste gekürzt oder Leistungen
ausgelagert und privatisiert werden. Diese werden also „eingespart“ oder
teurer und somit für die ärmeren Schichten unerschwinglich.

Statistisch  trifft  dies  daher  Frauen  besonders,  da  sie  häufiger  prekäre
Arbeitsplätze  wie  Leiharbeits-  und  Teilzeitstellen  besetzen  oder  im
informellen Sektor arbeiten und so Schwankungen des Arbeitsmarkts stärker
ausgesetzt sind. Dies findet häufig unter dem Deckmantel von mehr Zeit für
die  Familie  statt.  In  Wirklichkeit  nehmen  Frauen  aber  häufiger  diese
Angebote an, da sie weniger Geld als ihr Partner verdienen. und wenn es
dann darum geht, wer zu Hause bleibt und Reproduktionsarbeit verrichten
soll, ist das praktische Ergebnis, dass es den Part trifft, der weniger verdient.
So wird die geschlechtliche Arbeitsteilung weiter reproduziert, bedeutet aber
auch, dass Frauen stärker von Krisen getroffen werden.

Die Ursache des Problems liegt also in der unbezahlten Reproduktionsarbeit,
die versucht wird, ins Private hineinzudrängen, sowie in der geschlechtlichen
Arbeitsteilung an sich. Das Sinnbild der bürgerlichen Kleinfamilie mit ihren



Stereotypen verkörpern der Mann, als Hauptverdiener und Versorger; die
Frau, die sich um die Kinder kümmert.

Perspektiven
Die aktuelle Weltlage spitzt sich immer weiter zu, die Krise breitet sich aus,
die  Fronten  der  imperialistischen  Mächteblöcke  verhärten  sich  und  das
offene  Aufrüsten  derer  lässt  vermuten,  dass  sich  auch  in  Zukunft
kriegerische  Auseinandersetzungen  häufen  könnten.  Die  Ausbeutung  und
Unterdrückung halbkolonialer Länder nimmt stetig zu und die Klimakrise
scheint  mit  aktuellen  Taktiken  der  Regierungen  unabwendbar.  Damit
einhergehend verstärken sich die Angriffe auf die Arbeiter:innenklasse und
damit  auch  allen  voran  auf  Frauen.  Die  Auswirkungen  der  Krise,  die
Ausbeutung  der  ArbeiterInnenklasse  und  die  Unterdrückung  der  Frau,
stehen also in einem engen Verhältnis zueinander und bedingen sich teils
gegenseitig. Um gegen kommende Krisen kämpfen zu können, braucht es ein
Antikrisenprogramm,  mit  welchem  in  aktuelle  ökonomische  und  soziale
Kämpfe  interveniert  werden  muss .  Doch  der  Kampf  gegen
Frauenunterdrückung, Krisen und für die Umwelt kann nur Hand in Hand
mit dem gegen den Kapitalismus erfolgen.

Filmkritik  „Im  Westen  nichts
Neues“:  Kontext  verzerrendes
Bildergewitter
Von  Lars  Keller ,  zuerst  erschienen  in  der  Infomail  der  Gruppe
ArbeiterInnenmacht,  März  2023

Da hat die deutsche Netflix-Neuverfilmung von „Im Westen Nichts Neues“
also vier Oscars gewonnen: ein bildgewaltiger Film, dessen Plot jedoch eine
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Welt  versinnbildlicht,  die  wieder  am Rand des  Weltenbrandes  steht  und
keinen Ausweg daraus findet. Warum ist das so?

Krieg als Kunst als Ware
Dass ein Antikriegsfilm – und als solcher darf sich die Arbeit von Regisseur
Edward Berger auf jeden Fall  bezeichnen – auch nichts anderes als eine
Ware ist, die Geld auf dem Filmmarkt einspielen soll, ist ja kein Geheimnis.
Genauso wenig, dass die Oscars selbst Teil dieser Industrie sind, die sich in
der Verleihungschoreographie quasi selbst geil findet.

Zwangsläufig führt das jedoch zu einer besonderen Form der Dramaturgie,
die schnell ins Ahistorische übergeht. Zum Beispiel, wenn der Film in einer
der Anfangsszenen die mythisierte Kriegsbegeisterung ins Jahr 1917 verlegt,
eine Zeit,  die längst von Hunger, Kriegsmüdigkeit und Zynismus geprägt
war.

Oder indem die Handlung des Romans auf 148 Minuten zusammengestaucht
wird. Relevante Szenen des Romans – etwa der Streich Paul Bäumers und
seiner Kameraden an ihrem erniedrigenden Ausbilder; der Fronturlaub; das
Unverständnis  und  die  Verlorenheit,  die  Bäumer  zuhause  fühlt;  seine
Begegnung mit russischen Kriegsgefangenen – haben da drin logischerweise
keinen Platz. Es bleibt das Geschehen in den Gräben, wo der Film technisch
groß aufgefahren hat und durchaus sehr überzeugende schauspielerische
Leistungen zeigt.

Dennoch: Netflix produziert doch sonst aus jedem noch so abgedroschenen
Thema eine von durchschnittlicher Mittelmäßigkeit durchsetzte Serie. Hier
wäre mal die Chance gewesen, darüber hinauszuwachsen.

Aber letztlich ist das egal. Den durchschnittlichen Zuschauer:innen reicht
das  Gemetzel,  um  ihrer  Angstlust  nachzugehen  und  dann  zu  sagen:
„Schrecklich!“  oder  „Krass!“

Konzernproduktionen  von  Netflix,  Warner  oder  Disney  haben  weder  die
Aufgabe  noch  den  Anspruch,  historische  Ereignisse  korrekt  zu
kontextualisieren. Ihre Macher:innen haben auch selbst gar kein Bewusstsein



dafür.  Das ist  ja  gerade die Crux mit  der Ideologie.  Am Set  denken sie
vielleicht wirklich, sie tragen hier dazu bei, zukünftige Kriege zu verhindern.
Aber ob es diese Gedanken gestern auch beim Applaus gab?

Klar könnte man jetzt sagen, dass Erich Maria Remarques Roman diesen
Kontext  selbst  nicht  herstellt.  Das  stimmt.  Die  Kritik  ist  trotzdem
gerechtfertigt, weil Bergers Film bei allen Weglassungen aus dem Roman
selbst einen zweiten Handlungsstrang zusätzlich geschaffen hat, der direkt
so, wie er dargestellt wird, auf Geschichtsklitterung im Dienste des Dramas
hinausläuft.

Kriegsende ohne Revolution
Es geht um die Verhandlungen im Eisenbahnwagen im Wald von Compiègne,
die zum Waffenstillstand führten.

Was  der  Film definitiv  gut  darstellt,  ist  die  besondere  Sinnlosigkeit  der
letzten Angriffsversuche selbstsüchtiger Befehlshaber, die noch Minuten vor
dem Waffenstillstand Menschen ins Feuer trieben.

Das Problem liegt im Kontext der Verhandlungen selbst.

Während die Herrschenden auf allen Seiten vier Jahre lang kein Problem
damit hatten, Massen auf die Schlachtbank zu führen, taucht nun der gute
Matthias Erzberger von der konservativen Zentrumspartei auf und appelliert
vor Humanismus triefend bei den französischen Unterhändlern um Frieden.

Noch 1916 stand derselbe Erzberger für einen Siegfrieden ein, ab 1918 für
einen  „Verständigungsfrieden“  –  also  einen  Frieden,  den  die
Imperialist:innen am Runden Tisch beschließen, um die Welt dort unter sich
aufzuteilen.

Das  größte  Problem  an  der  Erzählung  im  Film  ist,  dass  diese
Friedensbemühungen bei Erzberger (Daniel Brühl) als rein einsichtige Guter-
Mensch-Tat  erscheint,  auch  wenn  immerhin  anklingt,  dass  die  Oberste
Heeresleitung  in  ihm  einen  nützlichen  Trottel  gefunden  hat,  der  das
schmutzige Geschäft des Friedens – also der Niederlage – übernahm und das



Militär  somit  die  Dolchstoßlegende  zur  Wahrung  des  eigenen  Gesichts
bemühen konnte.

Aber  ohne  die  aussichtslose  Kriegssituation  und  vor  allem  ohne  die
h e r a u f z i e h e n d e  N o v e m b e r r e v o l u t i o n  l a s s e n  s i c h  d i e
Waffenstillstandsbemühungen auf deutscher Seite nicht verstehen. Letzteres
lässt der Film sträflich einfach weg. Während im Roman der Protagonist
„Entweder gibt es Frieden oder eine Revolution“ denkt, fällt dieses R-Wort
nirgends im Film. Das wäre aber Pflicht gewesen im Sinne einer historischen
Richtigkeit. Denn während das Buch im Oktober 1918 endet, treibt der Film
die Handlung ja bis in den November.

Natürlich war auch Remarque kein Revolutionär. Aber er vermied es, sich die
Finger  am falschen  Frieden  zu  verbrennen,  indem er  sich  rein  auf  die
Perspektive Paul Bäumers konzentrierte.

Berger  und  Netflix  sind  aber  absichtlich  über  dieses  Perspektive
hinausgegangen und bei ihnen ist der ganze Frieden nicht mehr als eine gute
Tat der Herrschenden. Er erscheint nicht als etwas, womit sie ihren eigenen
Kopf vor der Revolution retteten. Denn selbstredend war Erzberger genauso
wie  Ebert,  Noske  und  Co.  ein  entschiedener  Gegner  der  sozialistischen
Revolution.

Kontext heute
Und damit  mal  zurück in die Gegenwart,  in die Zeit  des Krieges in der
Ukraine, wo der Kampf um die Neuaufteilung der Welt erneut eskaliert. Die
NATO handelt hier in der Unterstützung der Ukraine genauso wenig selbstlos
wie ein Erzberger in Compiègne. Sie verfolgt durch das ukrainische Militär
eigene imperialistische Interessen gegenüber der russischen Konkurrenz.

Es gibt viele frappierende Parallelen, sei es, dass es wie ein Jahr nach dem
Beginn des ersten Weltkrieges auch heute wieder einen Munitionsmangel
gibt oder sei es, dass Bachmut mit Verdun verglichen wird.

Entsprechend  kam  der  Film  für  die  westlichen  Verbündeten  zur  genau
richtigen  Zeit.  Russland  erscheint  in  den  Köpfen  der  Meisten  als  der



Aggressor  –  was  es  ja  auch  ist.  Die  Kriegsziele  werden  jedoch  kaum
hinterfragt, was die westliche Seite angeht. Jetzt taucht so ein Film auf, der
die Schrecken des Krieges zeigt, und: Oha! Das wiederholt sich ja heute, und
Russland hat Schuld daran. Über die Angst vor dem Krieg bindet „Im Westen
Nichts Neues“ die Zuschauer:innen in die westlichen Kriegsbemühungen ein,
der  Pazifismus  landet  auf  dem Bauch.  Die  vier  Oscars  sind  kein  Zufall.
Mindestens unbewusst wirken die Bilder des Krieges von damals und heute
zusammen.

Für die Macher:innen des Films gilt, dass sie sich, indem sie mit dem Finger
mahnend auf die Vergangenheit weisen, heute moralisch auf der richtigen
Seite  wähnen.  Aber:  Psst!  –  auf  dieser  Seite  wähnten  sich  viele
Kulturschaffende  auch  vor  109  Jahren!

Russland  hat  den  Krieg  zwar  begonnen,  aber  wenn  dieser  zum Dritten
Weltkrieg ausartet tragen dafür alle daran beteiligten Herrschenden Schuld,
und alle sind sie von ihrer Unschuld überzeugt. Manche Regisseur:innen von
Antikriegsfilmen sind vielleicht, ohne es zu wissen, auf dem besten Weg, zur
moralischen Unterstützung des Krieges zu werden.

Stellt  sich  noch  die  Frage  nach  der
Verhinderung  und  dem Ende  des  Krieges.
Für Marxist:innen ist  in  Gedenken an Rosa Luxemburg (über deren Tod
Matthias Erzberger bestimmt nicht traurig war) klar, dass die Weltlage auf
Sozialismus oder Barbarei hinausläuft.

Der Sozialismus ist kaum als eine Alternative für unsere Gegenwart bekannt.
Das ist auch den Produzent:innen nicht vorzuwerfen. Wohl aber, historisch
inkorrekt und unvollständig gearbeitet zu haben. Und das wirkt nun mal auch
ins barbarische Heute.

In den letzten Jahren gab es viele Filme, die die Geschichte zum Gegenstand
nahmen. Babylon Berlin ist ein anderes Beispiel dafür, wobei die Serie offen
zur eigenen Fiktion steht.



Trotzdem:  Das  Ergebnis  dieser  Produktionen  ist,  auch  wenn  das  die
Macher:innen  vielleicht  nicht  wollen,  dass  die  Vergangenheit  noch
rätselhafter,  willkürlicher  und  naturgesetzlicher  erscheint,  als  sie  das
sowieso schon im Schulunterricht ist. Aber Geschichte ist Pseudonatur. Sie
wird von Menschen gemacht und Menschen können sie auch positiv bewusst
auflösen.

Weit  weg  von  solchen  Ideen  (Wofür  auch,  es  ist  ja  eine  kapitalistisch
vergewaltigte  Kunst,  die  Geld  und  Ruhm  bringen  soll!)  ist  die
Vergangenheitsbewältigung  der  modernen  Großfilmindustrie  darauf
reduziert, die Geschichte als mitreißendes Drama auf die Leinwand zu tragen
– und damit selbst zum Teil des sehr realen Gegenwartsdramas zu werden.


